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Nach dem Bürgerentscheid:

Messe ist überall!

LINKER Bundestagsab-
geordneter für Essen: 

Niema Movassat
� Seite 9

Geschichtsvergessen!

Geschlossen für die inter-
essierte Öffentlichkeit ist seit ei-
niger Zeit wieder das Haus der 
Essener Geschichte. Bislang war 
die dortige Ausstellung zur 
Stadtgeschichte immerhin Mitt-
wochvormittag öffentlich zu-
gänglich. Damit ist jetzt Schluss. 
Grund sind die vom Viererbünd-
nis aus CDU/Grünen/FDP/EBB 
beschlossenen Personalkürzun-
gen. Die LINKE Ratsfraktion hat 
dies zum Anlass genommen, zu-
sätzliches Personal für das Haus 
der Geschichte zu beantragen. 
Der Rat soll Anfang April ent-
scheiden.

Demnächst kulturlos?

Vertagt auf die Zeit nach 
der Kommunalwahl wurde Ende 

Februar eine Entschei-
dung über Zuschüsse 
für die Theater und Phil-
harmonie Essen GmbH 

(TuP). Klar ist, dass 
die städtische Ge-

sellschaft im Sommer 
absehbar Insolvenz an-
melden muss, wenn die 
vom Viererbündnis be-
schlossenen Kürzungen 
nicht korrigiert werden. 
Leidtragende dieser 
Farce sind wie so oft 
die Beschäftigten.  

Mutlos und würdelos!

Angesichts der Kriege und 
Krisen weltweit kommen mehr 
Flüchtlinge zu uns als in früheren 
Jahren. Der Rat behandelte im 
Februar 2014 ein Konzept zur 
Schaffung neuer Unterkünfte, 
das eine vorausschauende Pla-
nung und eine etwas bessere 
Verteilung in der Stadt ermög-
licht hätte. Allerdings zeigte der 
Rat sich mutlos und vertagte 
auch diese Frage bis nach der 
Wahl. Bei aller Detailkritik am 
Konzept: Baubeschlüsse wären 
jetzt nötig gewesen, damit 
Flüchtlinge im nächsten Winter 
nicht in Turnhallen nächtigen, 
sondern menschenwürdig unter-
kommen.

Mit dem Latein
am Ende

Oktober letzten Jahres 
griff Kämmerer Klieve zu seinem 
letzten Mittel und verhängte 
eine Haushaltssperre. Gebes-
sert hat sich seitdem nichts. Be-
kanntermaßen ersetzt eine 
Haushaltssperre keine seriöse 
Haushaltspolitik. Doch statt 
endlich, wie von den LINKEN ge-
fordert, auch die Einnahmeseite 
anzugehen und die Gewerbe-
steuer angemessen anzupassen, 
glaubt der Kämmerer immer 
noch, mit Kürzungen nach dem 
Rasenmäherprinzip den Haus-
halt zu sanieren. In der Tat, er ist 
mit seinem Latein am Ende.

Zeitung der Fraktion DIE Linke. im Rat der Stadt Essen
und des Kreisverbandes DIE Linke. Essen

Die Bärendelle gehört den Bürgerin-
nen und Bürgern
Soziokultur von allen für alle!
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„Das Eichhörnchen“ – Die Kletteraktivististin 
Cécile Lecomte über subversive Aktionen und 
kreative Kapitalismuskritik

„Kommen Sie da runter!“		  Seite 6/7

Kurz
Knapp&

Nr. 01/14 – 12. März 2014
14. Jahrgang

Von Hans Peter Leymann-Kurtz

82 Prozent des Rates der Stadt, 
also CDU, SPD, FDP und EBBay-
er hatten zuvor bewiesen, wie 
sie an den Interessen der Es-
senerinnen und Essener vorbei 
entscheiden, und dies trotz früh-
zeitiger  Forderungen der LIN-
KEN-Ratsfraktion (und zuletzt 
auch der umgefallenen Grünen) 
nach Alternativen bei Strategie 
und Planung. Auch der sich im 
Nachhinein als richtig erwie-
sene zweimalige Vorschlag der 
LINKEN, vor der Geldverbren-
nung die Bürger im Rahmen ei-
nes Ratsbürgerentscheids eine 
Art Grundsatzentscheidung tref-
fen zu lassen, wird heute selbst 
von Neubaulobbyisten wie dem 
CDU-Messeaufsichtsrat Christi-
an „Hülsi“ Hülsmann geteilt. Zu 
spät.
Wer aber nun vergangene Mes-
sediskussionen umdeutet, ver-
antwortliche und couragierte 
Bürgerinnen und Bürger als 
messefeindlich diffamiert, oder 
sich gar dem Geheule des OB 
und Teilen der Neu-
baulobby über zu viel 
direkte Demokratie 
anschließt, hat in 
Wahrheit den kom-
munalpol i t ischen 
Schuss (genauer, 
den Bürgerent-
scheid) nicht gehört 
und offenbart ein 
dringend abzuwäh-
lendes Demokratie-
verständnis. 
Aber die Vorgänge 
rund um den Bürge-
rentscheid sind durchaus auch 
symptomatisch für andere, grö-
ßere und kleinere Entscheidun-
gen in der festgefahrenen und 
verkrusteten Praxis der Essener 
Ratspolitik, vor allem die der eta-
blierten Altparteien: Arroganz 
von Mehrheiten, Filz, Feigheit, 
Postenschieberei, ‚Landschafts-
pflege‘, Einknicken vor kleinen 
aber mächti-
gen Lobbys 
mit oft ganz 
privaten wirt-
schaftlichen In-
teressen, teils 
diffuse, teils re-
ale, bisweilen eitle und irrationa-
le Machtkämpfe in und zwischen 
städtischer Verwaltung und 
städtischen Gesellschaften, In-
formationsdefizite und Überfor-
derung bei Mandatsträgern und 
Verwaltern, individuelles Unver-
mögen, intransparente und in-
formelle Entscheiderzirkel etc. 
pp. bestimmen das politische 
Sittengemälde unserer Stadt. 
Deshalb dürfte weniger als drei 

Essener Filz und Kungel:

Die EBE-Affäre – ein 
Sittengemälde
� Seite 10

Kämmerer, Mehrheitsfraktionen 
sowie einigen Parteibuchwahl-
beamten, statt realer Problem-
bewältigung. 
Immerhin Eines tröstet im Sin-
ne der Ehrlichkeit: Kommunal-
wahlkampf mit vermeintlichen 
Erfolgen bei der Haushaltskon-
solidierung werden angesichts 
der realen Fakten weder das 
Viererbündnis noch OB, noch 
CDU-Kämmerer Klieve machen 
können, und wenn, nur unter 
Zuhilfenahme größtmöglicher 
Schönrechnerei.
Trotzdem kann sich die Vierer-
koalition im Rat von CDU, Grü-
nen FDP und EBBayer relativ 
sicher wähnen. Ihr Handeln und 
ihre niederschmetternde Rats-
bilanz finden nämlich im Schat-
ten des kaum eine politische 
Fehlentscheidung auslassenden 
Scheinriesen in OB-Gestalt statt. 
Auch die SPD im Rat hat es 
der Viererkoalition leicht ge-

lahmenden SPD, nicht nur rich-
tige Fragen zu stellen, Themen 
und Akzente zu setzen, sondern 
auch konkrete Initiativen und 
Vorschläge jenseits dieses öden 
Mainstreams einzubringen. 
Längst nicht immer, aber allzu 
oft  haben die Altparteien GU-
TES von LINKS mit ihren Mehr-
heiten arrogant niedergestimmt.

Die örtliche Monopolpresse, 
welche sich in Teilen journalis-
tisch dem nach unten offenen 
Niveau dieser geschilderten 
kommunalpolitischen Realitäten 
anzugleichen versteht, rundete 
die allgemeine Lage ab.
LINKE Ratspolitik konnte und 
wird nur ein, wenn auch wich-
tiger, Pfeiler der hellwachen, 
kritischen und konstruktiven Al-
ternativen zum desolaten kom-
munalpolitischen Mehrheits-
Establishment sein. Wichtiger 
noch sind die vielen Initiativen, 
Gruppen und aufmerksamen 
Bürgerinnen und Bürger – von 
„Kulturgut“ bis zu Elterninitiati-
ven, von Hartz4-Selbsthilfegrup-
pen bis „Bärendelle“. Gerade 
solche Initiativen nehmen eine 
zentrale Rolle ein. Sie sorgen 
für Gegenöffentlichkeit und 
fortschrittliche politische Alter-
nativen, die sich dem bleiernen 
und intransparenten Gewursch-
tel derzeitiger Kommunalpolitik 
entgegen stellen.
Deshalb sollte DIE LINKE bei 
der bevorstehenden Kommu-
nalwahl am 25. Mai gestärkt 
werden. Als realistische und 
soziale Opposition, als ver-
lässliche und pragmatische 
Partnerin, als Stachel im 
Fleisch des konservativen Es-
tablishments sowie als rats-
politisches Sprachrohr für 
alle, die an dem Ziel einer ge-
rechten, demokratischen und 
transparenten Stadtentwick-
lung festhalten. 

macht. Wie ihr eigener Ober-
bürgermeister zeigt sie sich 
allzu oft mutlos, uninspiriert, 
inhaltlich desorientiert und oft 
widersprüchlich gegenüber 
den realen Anforderungen der 
Stadtpolitik. Bis heute hat die 
zahlenmäßig größte Fraktion 
im Rat ihre Rolle zwischen Ge-
legenheits-Opposition, Gestal-
tungskraft und OB-Wahlverein 
verpasst. Schlimmer noch, im-
mer wenn es ans Eingemachte 
ging (Kürzungspolitik, Personal-
abbau, Hartz4, Personalgeklün-
gel etc.) war sie Teil einer ganz 
Großen Ratskoalition, nämlich 
auf Seiten des Viererbündnis-
ses.
So war es in der bald endenden 
Ratsperiode der LINKEN als 
zahlenmäßig mit fünf Manda-
ten eher kleineren Fraktion ver-
gönnt, zwischen dem wohlfeile 
Überschriften produzierenden 
rechten Viererbündnis und einer 

Hans Peter 
Leymann-Kurtz 
ist Fraktionsvor-
sitzender der 
LINKEN Essen

Monate vor der Wahl zum neuen 
82-köpfigen Rat der Stadt am 
25. Mai die kommunalpolitische 

Bilanz der Ratsmehr-
heit (Viererbündnis 
von CDU, Grünen, 
FDP, EBBayer) und 
Oberbürgermeister 
Paß für die aller-
meisten Bürgerin-
nen und Bürger eine 
so schlechte sein, 
dass sich viele mit 
Grausen und Verär-
gerung abwenden. 
Die Wahlbeteiligung 
sowie die Ergebnisse 
des  bevorstehenden 

Urnengangs werden dies bestä-
tigen.  
Allerdings, dieser Ärger ist be-
rechtigt, wirft man einen Blick 
auf die Bilanz der selbsternann-
ten  „Gestaltungsmehrheit“ im 
Rat, also des Viererbündnisses 
aus CDU, Grünen, FDP, EBBayer:
- höchste Verschuldung (über 6 
Milliarden) und Kreditaufnahme 

denn je, statt 
nachha l t iger 
und sozial ge-
rechter Konso-
lidierung, 
- zudem eine 
eklatant unter-

finanzierte öffentliche Daseins-
vorsorge (Sport, Grün, Kultur, 
Soziales, Gebäude, Straßen 
etc.) statt klare Prioritätenset-
zung. Was hat das Kürzen also 
gebracht?
- Filz und Intransparenz längst 
auch in schwarz-grün-gelb statt 
nur als SPD-Domäne,
- und zu allem Überfluss enga-
giertes Schönreden (da, wo’s 
dienlich erscheint) durch OB, 

Internationaler Frauentag 
Der Internationale Frauentag entstand 1911 aus dem 
Kampf um das Frauenwahlrecht, mittlerweile für uns 
eine Selbstverständlichkeit. 

Aber die Kämpfe für gleiche Löhne für gleichwertige Ar-
beit, für sexuelle Selbstbestimmung und gegen patriar-
chale Gewalt, für ein Familienbild, das Frauen die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit und die Berufstätigkeit mit 
und ohne Kinder erlaubt, weiter brandaktuell. 

An diese Forderungen erinnerte DIE LINKE. Essen, als sie 
zum Internationalen Frauentag am 8. März bei strahlen-
dem Sonnenschein in der Kettwiger Straße rund 1.500 
Blumen und viel Informationsmaterial an die Passantin-
nen verteilte.

„Meine Messe 
– Meine Stadt“, 
dieses Mot-
to nahmen 
131.489 Bür-
gerinnen und 
Bürger ernst 
und die Mehr-
heit lehnte den 
Messe-Neubau 
ab.
Foto/Montage:
Stefan Dolge

Politik für Essen?
Operation 

misslungen, Patient 
untot!

Millionengrab Messe-Neubau abgewendet, direktdemokratische 
Rechte gestärkt und nach Ansicht der Neubaulobby den 
Untergang des Messe-Abendlandes heraufbeschworen. Er war 
auch ein Paradebeispiel für eine kommunalpolitische Aufräumar-
beit von Bürgerhand.

Vor der Kommunalwahl ist die Bilanz der Altparteien 
zwar konkursreif, doch setzen diese auf die

Vergesslichkeit der Wählerinnen und Wähler. 
Der erfolgreiche Messe-Bürgerentscheid vom 19. Januar 

2014 hat nicht nur das 
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Kommentar zum Stadtgeschehen

Paß hat fertig!
Von Ralf Fischer

Nachdem unsere Stadt zehn Jahre lang 
den CDU-„Reiniger“ hatte ertragen 
müssen, ohne dass mit ihm die Stadt 
sauberer geworden wäre, wählte die 
Bürgerschaft am 30. August 2009 den 
damals 54jährigen Diplomingenieurche-
miker Reinhard Paß, zuvor 
SPD-Fraktionsvorsitzender 
im Rat, zum neuen Oberbür-
germeister. Er trat am 21. Ok-
tober 2009 sein Amt an mit 
dem Versprechen, Entschei-
dungen in möglichst breitem 
Konsens herbeizuführen, alle 
Fraktionen im Rat und die 
Essener Bevölkerung mitneh-
men zu wollen.
Bei der Einbringung des 
Haushaltes 2010/2011 in 
den Rat der Stadt am 28. Ap-
ril 2010 sah das schon anders 
aus. Er zitierte CDU-Altbundeskanzler 
Adenauer, um anstehende Kürzungen 
zu begründen: „Die Lage war noch nie 
so ernst!“ Das gleiche Zitat hatte sein 
Amtsvorgänger Reiniger zehn Jahre zuvor 
schon verwendet. Mit dieser Geisteshal-
tung ergab er sich der Klieve-Kurve, ließ 
seinen Kämmerer als vermeintlichen 
„Macher“ die Geschicke lenken. Von nun 
an trat er für die Finanzpolitik der „Vie-
rerbande“ ein, vertrat die schmerzhaften 
Kürzungen bei Bildung und Kultur. Legen-
där sein Ausspruch, sich als „oberster 
Dienststellenleiter“ und damit als bloßer 
Verwalter vermeintlicher Sachzwänge zu 
definieren. Brisant und immer noch nicht 
vollständig aufgeklärt sind: seine Rolle 
beim Pöstchendeal von drei Ratsfrak-
tionen um die Geschäftsführung städ-
tischer Gesellschaften anno 2008 und 
seine Mitwirkung oder sein Mitwissen in 
der so genannten „EBE-Affäre“. 
Damit der beschränkte politische Hori-
zont nicht so auffiel, erfand er zusammen 

mit teuren Unternehmens-„Beratern“ 
die Nebelkerze „Essen.2030“. Hier-
bei war der vorgetragene Wunsch nach 
Bürgerbeteiligung am Ende doch nicht 
so gemeint. Hatte er beim Amtsantritt 
versprochen, durch seine gute Arbeit 
Bürgerbegehren überflüssig zu machen, 
trat er bald als Gegner dieser Form von 

Bürgerbeteiligung auf. 
Bei „Kulturgut“ erklärte 
er die drängende Frage 
städtischer Kürzungen 
zur bloßen Verwal-
tungsfrage, über die er 
allein zu entscheiden 
habe. Bei der Messe 
schlug er sich ganz auf 
die Seite der Messelob-
by. So hat sich Paß von 
der Essener Bevölke-
rung entfremdet.
Die  Gelegenheit, er-
hobenen Hauptes aus 

dem Amt zu scheiden, ließ der OB ver-
streichen: den Weg frei zu machen für 
eine OB-Wahl am 25. Mai, zeitgleich 
mit der Kommunalwahl. Mal abgesehen 
von den bis zu 500.000 Euro, die seine 
Sturheit die Stadtkasse kosten könnte: 
Begründet hat Paß dies ausgerechnet 
mit Entscheidungen, die zu seinen poli-
tischen Niederlagen zählen, den „ Aufga-
ben, die keinen wahlkämpfenden Ober-
bürgermeister vertragen, beispielsweise 
die Messeertüchtigung und die prekäre 
Haushaltssituation“. Damit hat Paß sich 
auch von seiner Ratsfraktion und Partei 
entfremdet.
Den Rest seiner Tage im Amt bis zum 
Oktober 2015 wird er das sein, was in 
den USA eine „lame duck“ (lahme Ente) 
genannt wird: ein Führer ohne Gefolg-
schaft, ein Amtsinhaber ohne politischen 
Rückhalt und ohne Konzept. Nach gerade 
einmal vier Jahren Amtszeit ist eines ge-
wiss: Paß hat fertig! Nur er selbst weiß es 
wohl noch nicht.

Gift in alle Ewigkeit?
LINKE Anfrage zu Giftmüll in Bergwerken

Ende letzten Jahres fragte die 
Ratsfraktion DIE LINKE nach 
möglichen Gefährdungen 
für das Essener Trinkwasser 
aufgrund von Giftmüll-Ein-
lagerungen in stillgelegten 
Bergwerken. Auch auf Zollver-
ein wurden Ende der 1980er 
Jahre Rückstände aus Stein-
kohlenkraftwerken wie Fil-
terstäube und wasserunlösli-
che Asbestabfälle deponiert. 
Nach derzeitigem Kenntnis-
stand sei eine Gefährdung 
des Essener Grundwassers 
nicht zu erwarten, eine aktu-
elle Studie aus 2013 belegt 
aber die Gefahren dieser Art 
von „Entsorgung“. 

Von Claudia Jetter

Verdient wurde an der Ener-
gieerzeugung, sei es aus Kohle 
oder Uran, schon immer sehr 
gut. Mit der Entsorgung des 
hochtoxischen oder radioakti-
ven Restmülls ist man dagegen 
wenig sorgsam umgegangen. 
Erst der Skandal um das Atom-
mülllager in Asse, das – wie 
jetzt bekannt wurde, wohl erst 
ab 2033 saniert werden kann 
– und jetzt der Bergbaukon-
zern RAG, der in den 1980er 
und 1990er Jahren ca. 700.000 
Tonnen giftiger Filterstäube aus 
Müllverbrennungsanlagen sowie 
Kraftwerksrückstände in seinen 
stillgelegten Flözen gelagert hat.
Auch die Zeche Zollverein ge-
hörte zu den Versuchsbergwer-
ken, in denen Material verfüllt 
wurde. Es soll sich dabei um 
wasserunlöslichen Asbestze-
ment handeln und die Deponie 
nach wenigen Monaten aufgege-
ben worden sein. Man hielt die-

Ralf Fischer ist 
Mitglied im Kreis-
vorstand DIE LINKE. 
Essen

Notunterkunft 
Liebrechtstraße

Gebaut wird dem-
nächst endlich in der Lieb-
rechtstraße. In einem er-
bärmlichen Zustand ist die 
dortige (einzige) Notunter-
kunft der Stadt Essen. Des 
Öfteren kam es in der Ver-
gangenheit zu Bränden, da 
den dortigen BewohnerInnen 
seitens des JobCenters Heiz-
kostenzuschüsse verweigert 
und in der Not Teile des Mo-
biliars verfeuert wurden. Da-
mit wird demnächst endlich 
Schluss sein – auch Dank 
des konsequenten Drucks 
der LINKEN. 

An gleicher Stelle wird eine 
komplett neue Unterkunft 
errichtet, alle Fraktionen mit 
Ausnahme der FDP stimmten 
dem zu. Dass die zuständige 
Bezirksvertretung 8 hiervon 
erst aus der Zeitung erfuhr, 
ist allerdings mehr als ein 
kleiner „Schönheitsfehler“.

Rü62: Weiterer 
Verfahrensfehler?

Umstritten ist der be-
reits fertig errichtete Neubau 
in Rüttenscheid in der Rü62. 
Der Gebäudeteil im Innenhof 
verschattet Nachbarbalkone, 
in der Folge gab es Klagen. 
Und siehe da: Das Gericht 
gab den AnwohnerInnen 
Recht. Die Stadt wurde ver-
pflichtet, einen neuen Bebau-
ungsplan aufzustellen – aller-
dings enthält dieser nicht 
mehr als bloß kosmetische 
Korrekturen. 

Am 26. Februar sollte der Rat 
entscheiden und stimmte, 
wie nicht anders zu erwarten 
war, mehrheitlich einzig ge-
gen die Stimmen der LINKEN 
zu. Dumm nur, dass die Vor-
lage fehlerhaft war: Die zu-
ständige Bezirksvertretung 2 
hatte, entgegen der Darstel-
lung in der Ratsvorlage, sehr 
wohl Bedenken geäußert – 
einhellig wie es das Protokoll 
ausweist. 

Ob eine Wiederholung der 
Abstimmung im Rat erforder-
lich ist, wird die Verwaltung 
zu prüfen haben.

Ratsschnipsel:

se Art der Giftmüllverbringung 
für unproblematisch, da eine 
Machbarkeitsstudie im Auftrag 
des Landes und weitere Exper-
tisen attestiert hatten, dass sie 
gefahrlos an ganz bestimmten 
Stellen möglich sei. 
Eine aktuelle Studie widerlegt 
diese Einschätzung. Gutachter 
Harald Friedrich, ehemaliger 
Abteilungsleiter im NRW-Um-
weltministerium, erstellte im 
Auftrag eines Landwirtes aus 
Unna 2013 eine aktuelle Experti-
se, die es in sich hat. Die Felder 
des Landwirtes – der Medienbe-
richten zufolge schon lange im 
Clinch mit der RAG liegt – sind 
durch Bergsenkungen oft über-
flutet. Insbesondere gab es an 
mehreren Stellen Salzwasser-
austritte an der Oberfläche. Sie 
könnten ein Indiz sein, dass sie 
mit dem Grubenwasser hoch-
gekommen sind. Nun hat Gut-
achter Friedrich in Boden- und 
Wasserproben Schwermetalle, 
Fluoride und Dioxin in geringen 
Konzentrationen gefunden. Ein 
eindeutiger Beweis dafür, dass 
die Giftstoffe aus dem Bergwerk 
stammen, sei dies nicht. Das 
Ruhrgebiet sei schließlich Indus-

triegebiet, und die Stoffe könn-
ten überall herstammen.
 „Man war so wahnsinnig, da-
mals von einer 10.000-jähri-
gen Sicherheit zu sprechen“, 
kommentierte der betroffene 
Landwirt. Die Diskussion er-
innert nicht nur zufällig an die 
Suche nach einem „Endlager“ 
für Atommüll. Allerdings war 
für toxische Abfälle dieser Art 
schon damals die Verbringung 
in eine Hochsicherheitsdeponie 
vorgesehen und nicht die Lage-
rung in einer stillgelegten Zeche, 
vor allem, wenn diese nach Ende 
des Bergbaus mit Wasser geflu-
tet werden soll. Laut Friedrich 
war eine solche Genehmigung 
nicht rechtskonform und hätte 
so nicht erteilt werden dürfen.
Nach seinen Worten entspricht 
„der Unterschied der Lagerstät-
ten Bergwerk und Hochsicher-
heitsdeponie … in etwa dem ei-
nes Kartenhauses im Vergleich 
zu einem Bundesbank-Tresor.“ 
Warum ein absolut sicherer 
Schutz notwendig ist, zeigt die 
Aufzählung der toxischen Stof-
fe: Schwermetalle wie Cadmium 
und Blei, krebserregende poly-
zyklische aromatische Kohlen-
wasserstoffe sowie Dioxine und 
Furane. Es war natürlich kosten-
günstiger, die eigenen Schächte 
zu verfüllen, denn eine Tonne 
dioxinhaltiger Filterstaub muss-
te zu damaliger Zeit zu Preisen 
zwischen 500,00 und 800,00 
D-Mark in zugelassenen Sonder-
abfalldeponien entsorgt werden. 
Laut Friedrich hat die RAG mit 
ihrer „Billigvariante“ dreistellige 
Millionensummen verdient.
Die Obere Bergbaubehörde wie 
auch die RAG schließen aus, 
dass irgendwelche Giftstoffe 

„Ewigkeitslasten“

Man spricht von „Ewigkeitslasten“, wenn 
von den langfristigen Folgen die Rede ist, 
die der Bergbau auch nach der endgültigen 
Stilllegung der Zechen an Ruhr und Saar im 
Jahr 2018 mit sich bringt. Denn vorausge-
setzt, es kommt nichts dazwischen, wird 
das Ruhrgebiet auf alle Ewigkeit wie ein 
Schweizer Käse aussehen. Unter der Erde. 

Und das hat Folgen: Das Grubenwasser 
muss ständig abgepumpt werden, damit es 
sich nicht mit Grundwasser vermischt und 
es vergiftet. Welche kostenträchtigen Fol-
gen die Hohlräume unter der Erde mit sich 
bringen, haben bereits viele Hausbesitzer 
schmerzhaft erfahren müssen. Jüngstes 
Beispiel: der Stollen am Essener Haupt-
bahnhof aus dem 18. Jahrhundert, der im 
November und Dezember vergangenen 
Jahres für wochenlange Zugausfälle und 
Verspätungen geführt hatte. 

RAG-Stiftung

Mit der Verwaltung dieser „Ewigkeitskos-
ten“ wurde die RAG-Stiftung beauftragt, 
die eigens hierfür im Jahr 2007 gegründet 
wurde. Hierzu gehören laut Satzung Maß-
nahmen, um Gefahr für Umwelt und Natur 
aus dem Steinkohlebergbau abzuwenden. 

Allerdings bezieht sich die „Ewigkeit“ 
nicht auf die Vergangenheit. Lediglich bis 
ins Jahr 1969 trägt die RAG-Stiftung die 
Verantwortung für Bergschäden. Für alle 
„Buddeleien“ davor müssen E.ON, RWE 
oder ThyssenKrupp als so genannte „Nach-
folgegesellschaften“ des Altbergbaus auf-
kommen.

austreten könnten. Die RAG 
ziehe nach eigenen Angaben 
regelmäßig Proben und erhalte 
„absolut unbedenkliche Werte“. 
Auch in Essen sei „nach derzei-
tigem Kenntnisstand … und bei 
den derzeitigen Gegebenheiten 
eine Gefährdung des Grundwas-
sers … nicht zu erwarten“, heißt 
es in einer Antwort des Umwelt-
amtes auf unsere Anfrage.
Allerdings können RAG und  
Bergbehörden laut Friedrich 
keinen technisch und naturwis-
senschaftlich korrekten Beweis 
für ihre Behauptung vorlegen. 
Dafür hätte man ein unabhän-
giges Institut Proben aus den 
verfüllten Stollen untersuchen 
lassen müssen. Das habe aber 
nicht stattgefunden. Mittlerwei-
le ist auch die Landesregierung 
alarmiert und beabsichtigt, ein 
Gutachten zur Überprüfung der 
Einlagerung bergbaufremder 
Abfälle in Zechen des Ruhrge-
bietes zu beauftragen. 
Was geschieht mit den toxi-
schen Rückständen, wenn sich 
herausstellt, dass sie doch eine 
Gefahr für das Grundwasser 
sein können? Eine Rückholung 
und korrekte Entsorgung des 
Giftmülls zöge enorme Kos-
ten nach sich. Wer übernimmt 
sie? Die RAG erklärt dazu auf 
ihrer Internetseite: „Sollte die 
RAG-Stiftung wider Erwarten 
irgendwann nicht mehr in der 
Lage sein, die Finanzierung der 
Ewigkeitsaufgaben dauerhaft zu 
sichern, stellen die Kohleländer 
NRW und Saarland sowie der 
Bund auf Grund ihrer Gewähr-
leistung die notwendigen finan-
ziellen Mittel zur Verfügung.“
Na dann müssen wir uns ja kei-
ne Sorgen mehr machen …

Claudia Jetter ist Ratsfrau 
der Fraktion DIE LINKE

Von Jörg Bütefür

Seit September letzten Jahres 
schob der Rat der Stadt eine 
Entscheidung zum Haustarif-
vertrag bei der städtischen 
Beschäftigungsgesellschaft 
EABG vor sich her. Über 
300 Beschäftigte sind dort 
ohne jeden Tarifvertrag an-
gestellt. Unter Beteiligung 
von Verdi wurde zwischen 
EABG-Betriebsrat und EABG-
Geschäftsführung ein Tarif-
vertrag ausgehandelt. So weit 
so gut, könnte man meinen. 
Doch vor Inkrafttreten des 
Vertrages bedurfte es einer 
Zustimmung des Rates. Allein 
diese wurde von September 
letzten bis Februar dieses 
Jahres vor sich her gescho-
ben.

Die Argumente der Nein-Sager 
waren die Üblichen: Es sei kein 
Geld da, machten Vertreter von 
CDU, FDP und EBB geltend. 
Offenbar eine neue Erkenntnis, 
dass eine anständige Bezah-
lung von MitarbeiterInnen auch 
Geld kostet. Auch die Grünen 
taten sich schwer. Schließlich 
entschied man sich dafür, dass 
man es sich so kurz vor der 
Wahl nicht mit den städtischen 
Bediensteten verderben wollte.
Kämmerer Klieve, dem wohl 
schwante, dass sich so mit den 
Stimmen von SPD und auch 
Grünen eine Mehrheit für den 
LINKEN-Antrag abzeichnete, 
rief in seiner Not gar die Grüne 
Regierungspräsidentin an. Die 
Kommunalaufsicht möge bitte 
Stellung beziehen, ob die Stadt 

diesen Mehrausgaben – es geht 
um rund 700.000,- Euro jährlich 
für gut 300 Beschäftigte, die 
ohnehin nicht üppig verdienen – 
überhaupt zustimmen dürfe. Die 
Antwort folgt wie bestellt: Die 
Umsetzung des Tarifvertrages 
sei eine „freiwillige Leistung“ 
und dürfe so ohne weiteres 
nicht umgesetzt werden. Eine 
mehr als fragwürdige Positionie-
rung. Offenbar meint die Grüne 
Regierungspräsidentin, Tarifver-
träge sollten nach Kassenlage 
umgesetzt werden.

Am 26. Februar kam es dann 
im Rat, wie es kommen muss-
te: SPD und Grüne stimmten 
dem Antrag der LINKEN zu, der 
EABG-Tarifvertrag soll schnellst-

möglich umgesetzt werden. 
Damit ist eine erste Hürde ge-
nommen. Nun ist es am Ober-
bürgermeister und letztlich an 
der Kommunalaufsicht in Person 
der Grünen Regierungspräsiden-
tin, über die Zulässigkeit zu ent-
scheiden.
Besonders ärgerlich ist 
aus LINKER Sicht, dass die 
49-prozentige Erhöhung der 
Geschäftsführergehälter bei 
der städtischen Tochter GSE 
im Jahr 2012 weder Oberbür-
germeister noch die Grüne 
Aufsichtsbehörde auf den 
Plan riefen. Geschäftsführer 
massiv besser stellen, wäh-
rend Mitarbeiter tariflos blei-
ben, ist für LINKE indiskuta-
bel.

EABG: Tariflohn als 
„freiwillige Leistung“?

SPD und Grüne stimmten dem Antrag der LINKEN zu, der 
EABG-Tarifvertrag soll schnellstmöglich umgesetzt wer-
den (Archiv-Foto). � Foto: Stefan Dolge
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Im Sommer 2013 machte 
eine Gruppe friedlicher Besetze-
rInnen auf den Verfall des unter 
Denkmalschutz stehenden Ge-
bäudes aufmerksam. 

Die Besetzung

LINKE Vertreter waren mehrfach 
vor Ort, überzeugten sich vom 
friedlichen Charakter der Pro-
teste und von der Unterstützung 
durch die AnwohnerInnen. 
Beim Begehen 
des Gebäudes 
zeigte sich, wie 
weit die ehe-
malige Schule 
m i t t l e r w e i l e 
durch die Untä-
tigkeit der städ-
tischen Immo-
bilienwirtschaft 
verrottet war: 
Wasserpfützen 
in den Keller-
räumen, offene 
Kabelschäch-
te und nicht 
beendete Sa-
nierungsmaß-
nahmen wie 
Löcher in den Wänden und her-
umstehende Farbeimer standen 
im erschreckenden Kontrast zu 
einer im neuen Glanz erstrahlen-
den Kücheneinrichtung.
Die BesetzerInnen wurden nach 
zwei Tagen in den frühen Mor-
genstunden unter Einsatz einer 
Hundertschaft und zwei Räum-
panzern überstürzt und gewalt-
sam aus dem Gebäude entfernt, 
die protestierenden BürgerIn-
nen kriminalisiert. Sämtliche 
Versuche seitens der LINKEN, 
Oberbürgermeister Paß dazu 
zu bewegen, die BesetzerInnen 
der Schule unbehelligt zu las-
sen, scheiterten. Der OB blieb 
hartleibig und hielt an seinen 
Strafanzeigen wegen Hausfrie-
densbruchs und Sachbeschä-
digung fest. Ein Schaden durch 
die BesetzerInnen ist allerdings 
nachweislich nicht entstanden. 
Bürgerbeteiligung ist offenbar 
nur solange gewünscht, wie sie 
nicht von einer Verwaltungsvor-
lage abweicht.
Kurz darauf wurde das Gebäude 
im Auftrag der Stadt verram-
melt, es wird nicht mehr geheizt 
(Schimmelgefahr!), Wasserzu-
fuhr und Strom wurden abge-
stellt. Lüftungsgitter, Lampen 
und teilweise neuwertiges Mobi-
liar wurden herausgerissen und 
weggeschmissen. Eine Nutzung 
sollte so offenbar unmöglich 
gemacht werden. Anstatt sich 
mit den Zielen der sich aus der 
Besetzung heraus gegründeten 
Bürgerinitiative Bärendelle (BIB) 
auseinanderzusetzen, ein sozio-
kulturelles Zentrum im Gebäude 
zu errichten, spielt die Stadtver-
waltung lieber auf Zeit und lässt 
das Gebäude vergammeln, bis 
der Abriss unausweichlich ist. 
Der BIB, die sich nach wie vor 
engagiert um eine Folgenutzung 
bemüht, werden weiterhin von 
städtischer Seite Steine in den 
Weg gelegt. Erst ein Brief der 
BIB an die Staatsanwaltschaft 

veranlasste die Verwaltung, of-
fene Fenster zu schließen und 
herabfallende Dachziegel zu be-
festigen.

Ein soziokulturelles Zentrum 
für Frohnhausen

Soziokultur verknüpft die ver-
schiedensten Bereiche wie Kin-
der- und Jugendarbeit, Bildung, 
Interessen von Senioren, soziale 
Entwicklung sowie Stadtteilent-
wicklung gemeinsam mit den 
Menschen vor Ort und hat im 

Gegensatz zu 
den meisten 
anderen beste-
henden Ange-
boten keinen 
kommerziellen 
Charakter.
Jede und je-
der kann und 
darf sich nach 
den eigenen 
Interessen und 
F ä h i g ke i t e n 
e i n b r i n g e n , 
u n a b h ä n g i g 
von Alter, 
Herkunft, Be-
r u f s q u a l i f i -
kation. In so 

genannten soziokulturellen Zen-
tren trifft man auf eine bunte 
Mischung aus kulturellen und 
künstlerischen Angeboten, Ver-
anstaltungen, Bildung und Be-
ratung, sozialem Engagement, 
sowie Begegnung und Kommu-
nikation. Soziokultur ist eine 
Möglichkeit zur Gestaltung einer 
demokratischen Gesellschaft. 

Dazu gibt es verschiedenste An-
sätze, die teilweise auch durch 
das Land NRW gefördert wer-

den. Unter dem Titel „Jugend 
belebt Leerstände“ läuft derzeit 
ein Projekt, bei dem leer stehen-
de städtische Gebäude zur Nut-
zung angeboten werden, um das 
Bedürfnis nach selbstbestimm-
ten Freiräumen zu erfüllen und 
gleichzeitig das Stadtbild durch 
die Beseitigung von Leerstän-
den attraktiver zu machen. 

Spätestens seit der Schließung 
des Jugendzentrums Papestraße 
(JZE) im angrenzenden  Hols-
terhausen fehlen Räume zur 
unkommerziellen Nutzung im 
Stadtbezirk III. Immer wieder 
hat DIE LINKE im Jugendhilfe-
ausschuss einen Ersatz für das 
JZE gefordert, das eben nicht 
nur Kinder und Jugendzentrum 
war, sondern auch Treffpunkt 
für junge Erwachsene, Bands 
und Vereine. Der versprochene 
Ersatz  wurde von der Stadtver-

Die Bärendelle gehört den Bürgern
Soziokultur von allen für alle!

Nutzbar machen was nutzbar 
ist, muss dabei Priorität haben. 
Nach Aussage der Initiative 
könnten die meisten Räume 
auch ohne ein groß angelegtes 
Umbauprogramm, das die Ver-
waltung mit zweistelligen Milli-
onenbeträgen beziffert, genutzt 
werden. Etwa 5 Millionen Euro 
kostete die Stadt eine Sanierung 
der Bärendelle mit ihrem jetzi-
gen Raumzuschnitt, eine Investi-
tion, die nicht verpufft, sondern 
im städtischen Anlagevermögen 
verbliebe. 
Die Ratsfraktion DIE LINKE wird 
in der April-Ratssitzung einen 
Antrag stellen, das Gebäude 
nicht an private Investoren zu 
verkaufen und die Verwaltung 
zu beauftragen, gemeinsam mit 
der Bürgerinitiative und der BV 
III ein Nutzungskonzept zu er-
arbeiten. Die Bärendelle gehört 
den Bürgerinnen und Bürgern! 

Freiräume

Von Sven Federupp

Die Liste leerstehender Ge-
bäude in Stadtbesitz ist lang, 
ebenso die Liste derer, die 
dringend auf Räume ange-
wiesen sind, denen aber die 
Nutzung dieses Leerstands 
verwehrt wird. 

Ob es die alte Volkshochschu-
le ist, das ehemalige Jugend-
zentrum Papestraße oder die 
geschlossene Hauptschule Bä-
rendelle: Die Stadt lässt die leer-
stehenden Gebäude über Jahre 
ungenutzt verrotten, ganz so, 
als würden sie sich irgendwann 
in Luft auflösen. Dabei ist klar, 
dass irgendwann die Kosten für 
den Abriss aufgenommen wer-
den müssen. Warum also nicht 
jetzt in die Gebäude investieren 
und sie so der Bevölkerung zu-
gänglich machen?
Zentral gibt es seit Schließung 
des Jugendzentrums Papestra-
ße keine Räume mehr, die Ju-
gendliche unkommerziell in der 
Freizeit nutzen können, auch 
politische Initiativen, Künstler 
oder Theatergruppen haben 
große Probleme, Räume für ihre 

Tätigkeiten zu finden. Der Stadt-
rat scheint zu verkennen, dass 
nicht jeder Jugendliche einen 
Hobbyraum im Keller hat, den er 
für seine Zwecke nutzen kann. 
So wird die Jugend nach und 
nach auf die Straße gedrängt. 
Ein neues Bürogebäude oder 
eine Sitzbank im Einkaufszent-
rum am Limbecker Platz schafft 
keine Abhilfe, und sich im Som-
mer im Park zu treffen, ist zwar 
eine schöne Sache, aber für 
politische Arbeit oder kreative 
Selbstentfaltung ist das eher 
ungeeignet. Als Ersatz für das 
geschlossene Jugendzentrum 
wurde die Weststadthalle ver-
sprochen, aber eine Eventhalle 

geht an den Bedürfnissen der 
Jugend vorbei, abgesehen davon 
ist diese zumeist schon lange im 
Voraus ausgebucht.
Das Essener Jugendbündnis 
veranstaltet gemeinsam mit 
zahlreichen UnterstützerInnen 
deshalb am 22. März eine De-
monstration unter dem Motto 
„Reclaim The 
City! Mehr 
Platz für die 
Jugend, mehr Raum für uns!“ 
Mit einer bunten Demonstration 
durch die Innenstadt sollen die 
Essener BürgerInnen an diesem 
Tag darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass die Frage, ob die 
Stadt Essen mehr Freiräume 

einrichtet oder nicht, eine des 
politischen Willens der Ratsfrak-
tionen ist und nicht 
eine der finanziellen 
Möglichkeiten. Ob 
für Jugendliche, die 
keine Gelegenheit 
haben, eine Kultur 
abseits von Kom-
merz und Konkur-
renz zu entwickeln, 
oder für Flüchtlinge, 
denen in der Not 
nicht genug Wohn-
raum zur Verfügung 
steht: Die Stadt 
muss dringend in Freiräume und 
somit in die Menschen investie-
ren statt in die Unternehmen.
Am 22. März ist Vollprogramm 
für Freiräume in Essen: Treff-
punkt für die Demonstration 
ist 12.00 Uhr am Willy-Brandt-

Platz. Nach der 
Demo, zwischen 
15.00 und 19.00 

Uhr veranstaltet die Bürgeriniti-
ative Bärendelle ein Fest an der 
Bärendelle in Essen-Frohnhau-
sen. Dort kann man sich dann 
bei Essen und Getränken für 
das Konzert am Abend stärken. 
Ab 20.00 Uhr findet nämlich im 

Leerstand zu Freiräumen machen!

waltung bis heute nicht reali-
siert, da angeblich Räumlichkei-
ten fehlen.
Zeitgleich rottet eine prinzipiell 
geeignete Immobilie vor sich 
hin. Die Besetzung der Bärendel-
le und die daraus resultierende, 
fast 200 BürgerInnen starke In-
itiative Bärendelle zeigen, dass 
Bedarf nach soziokulturellen 
Räumen vorhanden ist. Die BIB 
hat bereits erste Entwürfe für 
eine Folgenutzung des Gebäu-
des als soziokulturelles Zentrum 
entwickelt, das Außengelände 
soll zum Teil als gemeinschaftli-
cher Bürgergarten fungieren.

Die Stadt hat doch kein Geld - 
wie weiter?

Die Aufgabe der Kommune ist 
es, den Menschen vor Ort eine 
gute Infrastruktur zu Verfügung 
zu stellen. Dazu gehört für uns 

LINKE auch die Bereitstellung 
von Freiflächen und Gebäuden 
zur individuellen Nutzung für 
Jung und Alt. Leider fällt genau 
dies den Kürzungszwängen in 
einer klammen Kommune fast 
immer zuerst zum Opfer. Über 
kommerzielle Angebote ver-
sucht die Stadt dann scheinbar 
die Angebote aufrechtzuer-
halten und gleichzeitig Geld in 
die Stadtkasse zu spülen (z.B. 
Künstlerateliers in der Nord-
stadt). Die erhobenen Gebüh-
ren, Eintrittspreise oder Mieten 
grenzen aber viele Menschen, 
die finanziell schlechter gestellt 
sind, besonders Senioren und 
Jugendliche, Initiativen, kleine 
Vereine und Gruppen, aus. Auch 
aus diesem Grund unterstützt 
DIE LINKE das berechtigte In-
teresse vieler Bürgerinnen und 
Bürger auf nicht kommerzielle, 
selbstbestimmte Räume.

Die Bären-
delle rottet 
vor sich hin 
– während 
Bedarf nach 
soziokul-
turellen 
Räumen 
vorhanden 
ist
Foto: Jörg Bütefür

Essener 
Jugendbündnis

Die Bärendelle verkommt langsam aber sicher zum 
traurigen Paradebeispiel für den Umgang der städti-
schen Verwaltung mit Bürgereigentum. Drei Millio-
nen Euro wurden in das Gebäude gesteckt, danach 
wurde es wegen zu erwartender Folgekosten dem 

Verfall überlassen - bewusst. Das ehemalige Schulge-
bäude steht seit 2011 leer. Die Bezirksvertretung 3 

bat die Verwaltung, ein Nutzungskonzept unter 
Einbeziehung der Initiativen und Vereine im Stadtteil 

zu erarbeiten. Dies ist bis heute nicht geschehen.

EMO in Essen-Rüttenscheid, Juli-
enstr. 41, noch ein Konzert statt, 

bei dem u. a. The 
Coconut Butts (Ska-
punk) auftreten. Ein-
tritt hierfür ist frei!
Das Essener Ju-
gendbündnis (EJB) 
ist eine Bündnis-
organisation aus 
unterschiedlichen 
politisch aktiven 
Jugendgruppen und 
o rgan isa t ions lo -
sen Jugendlichen, 
die sich politisch 

für die Jugend in der Stadt en-
gagieren. Es ist eine Plattform, 
in der Jugendliche aus Essen 
zusammenkommen, um sich 
auszutauschen, zu diskutieren, 
zu vernetzen und kreative Akti-
onen zu planen. Bisher war das 
EJB bereits an vielen Aktionen 
beteiligt, zum Beispiel an der 
Demonstration zum Erhalt des 
Jugendzentrums Papestraße, in 
der Organisation von Bildungs-
streiks und Konzerten, sowie 
zahlreicher Flashmobs oder Po-
diumsdiskussionen.
Mehr im Netz unter ejb.
blogsport.com

Janina Herff ist Ratsfrau 
der Fraktion DIE LINKE

Sven Federupp ist 
aktiv im Essener 
JugendbündnisSeit Schlie-

ßung des 
Jugend-
zentrums 
Papestraße 
keine Räu-
me mehr für 
Jufendliche
Foto: JZE-bleibt

Von Janina Herff
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mitteilen und bestätigen lassen 
(Vermieterbescheinigung), wie 
Sie heizen und warmes Wasser 

bekommen. Es dürfte Ih-
nen pro Monat mehr Geld 
zustehen, laufend und 
auch für die Vergangen-
heit, beginnend ab dem 

01.01.2013.

Sollte sich trotzdem an 
Ihrer Leistung auch beim 

nächsten Bescheid (nach-
dem Sie einen Nachweis zu 
Heizung/Warmwasser einge-
reicht haben) nichts ändern: 
Beratung hilft! Sämtliche 
auf dieser Seite, unter www.
bg45.de und auf der Website 
des Kreisverbandes DIE LIN-
KE. Essen aufgeführten Bera-
tungsstellen sowie der Autor 
werden Ihnen bei der Ein-
legung eines Widerspruchs 
helfen – kostenfrei, ohne Ter-
min. Schneller geholfen wer-
den kann Ihnen, wenn Sie 
zur Beratung alle notwendi-
gen Unterlagen mitbringen, 
insbesondere Leistungsbe-
scheide, und nicht zu spät 

kommen. Die Frist für einen Wi-
derspruch beträgt einen Monat.
Selbst wenn Ihre Miete auf den 
Betrag gekürzt wird, den die 
Stadt als „aktuell“ darstellt, 
lohnt sich die Beratung, erst 
Recht, wenn sie recht niedrige 
Nebenkosten haben, aber auch 
so.
Wir haben eine vielfältige und 
kostenfreie Beratungsland-
schaft in Essen, getragen durch 
mehrere Vereine, Initiativen und 
Rechtsanwälte. Etwas, worauf 
man stolz sein kann. Nur nicht 
die Stadt Essen, die das Bera-
tungsangebot gesetzlich schul-
det, aber nicht bereitstellt.

Rat & Tat

haltsstrom o.ä. drehen. Fehler-
häufigkeit nahe unendlich, Bera-
tung nahe Null.
Es spricht sehr viel dafür, dass 
nahezu jeder Bescheid, in dem 
die Kosten der Unterkunft nur 
zum Teil übernommen werden, 
mindestens teilweise falsch ist. 
Ob Ihre Miete wegen eines „un-
genehmigten“ Umzugs nicht voll 
gezahlt wird oder weil sie angeb-
lich ohnehin zu hoch ist, besteht 
Anlass, die Entscheidung des 
JobCenters oder Sozialamts zu 
hinterfragen und sich beraten zu 
lassen.

Rechtsanwalt 
Carsten Dams 
ist Mitglied im 
Kreisvorstand 
DIE LINKE

Erstattungen
Belastungsgrenze / Krankenkasse

Wird bei Ausgaben für die Gesundheit (Rezept-
gebühren etc.) die so genannte Belastungs-
grenze (2 Prozent vom eigenen Einkommen) 
überschritten, kann bei der Krankenkasse eine 
Erstattung beantragt werden.

Belastungsgrenze 2 Prozent	 93,84 Euro
Belastungsgrenze bei chronischen 
Erkrankungen 1 Prozent	 46,92 Euro

Bewerbungskosten / Fahrtkosten

Für jede Bewerbungsmappe bekommen Sie 
5,00 Euro, vorher muss ein Antrag gestellt 
werden. Auch Fahrtkosten (für Bewerbungs-
gespräche) werden erstattet, auch hier wieder 
vorher einen Antrag stellen.

Einmalbedarfe / Job Center

Es gibt verschiedene Einmalbedarfe, die man 
beim JobCenter geltend machen kann, u.a.
Erstausstattung einer Wohnung, 
Erstausstattung für Bekleidung und Schwan-
gerschaft und Geburt.

Mehrbedarf / Job Center

Ist aus gesundheitlichen Gründen (ärztliches 
Attest) eine besondere Ernährungsweise er-
forderlich, kann ein entsprechender Mehrbe-
darf geltend gemacht werden, beispielsweise

Eiweißdefinierte Kost	 38,20 Euro
Dialysediät / glutenfreie Kost	 78,20 Euro

Darüber hinaus kann im Einzelfall ein erhöh-
ter Ernährungsbedarf vorliegen bei Krebs, HIV, 
Multipler Sklerose (Erkrankung des Zentral-
nervensystems) oder Entzündlicher Darmer-
krankung (Morbus Crohn, Colitis ulcerosa).

Regelsatz und Miete

Wird das Warmwasser mittels Durchlauferhitzer erzeugt, kann ein Mehrbedarf von 
8,99 Euro geltend gemacht werden.

Mietobergrenzen in Essen
Hier die Übersicht der aktuellen Mietobergrenzen. 

Heizkosten müssen (soweit angemessen) zusätzlich in voller tatsächlich Höhe 
übernommen werden (sowohl monatliche Abschläge wie evtl. Nachzahlungen – 
Rückerstattungen müssen ans JobCenter abgeführt werden). Sollten Sie in einzel-
nen Räumen (Badezimmer) zusätzlich mit (Haushalts-) Strom heizen, können Sie 
dies als Kosten der Unterkunft geltend machen.

Die Festsetzung der maximalen kalten Nebenkosten wurde durch das Landesso-
zialgericht NRW beanstandet. Sollten Ihre Neben- oder Mietkosten nicht in voller 
Höhe übernommen werden, sollten Sie unbedingt eine Hartz4-Beratung aufsu-
chen!

Befreiungen & Ermäßigungen
Rundfunkbeitrag von ARD, ZDF, Deutschlandradio
Beitragservice 50656 Köln (ehemals GEZ). BezieherInnen von 
Hartz4 können sich auf Antrag vom Rundfunkbeitrag befreien 
lassen. Wird der Weiterbewilligungsbescheid bewilligt, sollte 
automatisch ein Formular zur Beitragsbefreiung beigefügt sein. 
Vom Beitragsservice wird ein Antrag zugeschickt, diesen aus-
gefüllt mit dem Formular und dem Bewilligungsbescheid an den 
Beitragsservice.

Bibliothek
Mit dem Bewilligungsbescheid zur Anmeldung in der Stadtbiblio-
thek, Sie zahlen im Jahr 10,00 Euro statt 20,00 Euro.

Kulturelle Veranstaltungen
Bis zu 30 % Ermäßigung gibt es bei
Aalto-Musiktheater 
Aalto Ballett 
Theater 
Essener Philharmonie
Schauspiel Essen

TicketCenter, II. Hagen 2, 45127 Essen, Telefon 0201-8122200, 
Öffnungszeiten:
Montags,  10.00- 16.00 Uhr
Dienstags bis Freitags,  10.00-19.00 Uhr
Samstags, 10.00-15.00 Uhr

Sozialticket
Das SozialTicket besteht aus: einem Berechtigtenausweis und 
einer Kunststoffhülle, die Sie von Ihrem JobCenter oder Sozial-
amt erhalten, und einer Monatswertmarke, die Sie bei Ihrem Ver-
kehrsunternehmen erhalten. Bei einigen Verkehrsunternehmen 
erhalten Sie auch eine Chipkarte. Damit ersparen Sie sich den 
monatlichen Wertmarkenkauf. Dazu ist ein Lichtbildausweis (z. B. 
Führerschein oder Personalausweis) zur eindeutigen Identifikati-
on nötig. Preis pro Monat: 29,90 Euro.

Volkshochschule (VHS)
Das Teilnehmerentgelt wird für BezieherInnen von Hartz4 auf 
Antrag um 80 Prozent ermäßigt. Der Ermäßigungsanspruch wird 
pro Semester auf zwei Angebote begrenzt. Das zu zahlende er-
mäßigte Entgelt wird auf volle Euro-Beträge aufgerundet und be-
trägt mindestens 12,00 Euro je Belegung.
Viele Vorträge und Informationsveranstaltungen sind entgeltfrei.

Über 80.000 offene Altforderungen 
(„ungerechtfertigte Annahme von 
Leistungen“) hatte die Stadt Essen im 
Rahmen der Umstellung auf die Op-
tionskommune Anfang 2012 von der 
Bundesagentur für Arbeit übernom-
men. Dies erfuhr die Ratsfraktion DIE 
LINKE im Rahmen einer Anfrage im 
Sozialausschuss. Auf eine Prüfung, 
ob diese Forderungen überhaupt noch 
aktuell und letztlich (noch) berechtigt 
sind, wurde großzügig verzichtet. 
In der Folge wurden die Leistungsbezie-
herInnen angeschrieben („Erinnerungs-
schreiben“) und bekamen auch mal den 
Gerichtsvollzieher ins Haus geschickt. 
Dieser verlangte oft genug nicht weni-
ger, als dass die Hartz4-Berechtigten ein 
„Vermögensverzeichnis“ unterschreiben 
sollten. Nicht wenige der betroffenen 
Personen haben so einen Offenbarungs-
eid (so hieß das „Vermögensverzeichnis“ 
früher) geleistet – auf Grund von Forde-
rungen, die ungeprüft und nicht selten 
in der Sache unberechtigt waren. Eine 

Durchschrift des abgegebenen Offenba-
rungseides wurde „auf Wunsch ausge-
händigt“, zumindest geht die Stadt davon 
aus. Man weiß es halt nicht so genau.
Diese Auskünfte gaben Anlass zu folgen-
den Nachfragen:
1. Prüft die Verwaltung vor jeder Ankün-
digung oder Durchführung einer Zwangs-
vollstreckung die Voraussetzungen nach 
§ 6 Zwangsvollstreckungsgesetz NRW 
(Vorliegen eines Bescheides)? 
2. Wie wird konkret der Appell an die 
Betroffenen formuliert, bei der Klärung 
mitzuwirken? Gibt es eine Rückantwort-
möglichkeit (Rückantwortschreiben)? 
3. Ist in den „Informationsschreiben“ an 
die Betroffenen dargestellt, dass es sich 
um ungeprüfte Forderungen aufgrund ek-
latant unzureichender Quellen handelt, 
oder wird den Betroffenen vorgespiegelt, 
dass die Forderung tatsächlich bestün-
de?

Unter www.linksfraktion-essen.de halten 
wir Sie auf dem Laufenden.

LINKE fragt nach
Stadt treibt unberechtigte Forderungen ein

Im Regelsatz enthaltene Bedarfe 391,00 Euro

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 136,61 Euro

Bekleidung und Schuhe 33,10 Euro

Wohnen, Energie und Instandhaltung 32,94 Euro

Innenausstattung, Haushaltsgeräte u. –Gegenstände 29,96 Euro

Gesundheitspflege 16,43 Euro

Verkehr 25,07 Euro

Nachrichtenübermittlung 34,73 Euro

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 43,17 Euro

Bildung 1,46 Euro

Beherbergungs- und Gaststättenleistungen 7,57 Euro

Andere Waren und Dienstleistungen 28,96 Euro

1 Person 50 m2 max. kalte 
Nebenkosten

97,00 + Grundmiete 235,00 Euro

2 Person 65 m2 max. kalte 
Nebenkosten

126,10 + Grundmiete 305,50 Euro

3 Person 80 m2 max. kalte 
Nebenkosten

155,20 + Grundmiete 376,00 Euro

4 Person 95 m2 max. kalte 
Nebenkosten

184,30 + Grundmiete 446,50 Euro

5 Person 110 m2 max. kalte 
Nebenkosten

213,40 + Grundmiete 517,00 Euro

Sie haben ei-
nen Durchlauf-
erhitzer zum 
Erwärmen von 
Wasser und 
keine Ahnung, 
warum ich da-
nach frage? 
Sie haben eine 
Heizung im 

Bad, die über normalen Haus-
haltsstrom betrieben wird und 
ahnen nicht, wofür das wichtig 
sein sollte? Dann sollten Sie 
dem JobCenter möglichst nach-
weisbar (Eingangsbestätigung) 

Von Carsten Dams

Ebenfalls in dieser Ausgabe 
des Essener Morgen berichtet 
der Rechts- und Fachanwalts-
kollege im Sozialrecht Häuß-
ler über ein von der Stadt 
Essen bislang nicht bestä-
tigtes „Kundensteuerungs-
konzept“. Danach sollen den 
Leistungsberechtigten beim 
JobCenter systematisch 
Termine verwehrt wer-
den. Unabhängig davon, 
ob es eine solche Anwei-
sung tatsächlich gibt, 
oder ob die unbedacht 
verschriftlichte Aussa-
ge einzelner nachge-
ordneter JobCenter-Mit-
arbeiter nur zu einem 
– allemal erfreulichen 
– Kostenbeschluss 
des Sozialgerichts 
Duisburg geführt hat, 
besteht das beschrie-
bene Problem real. Mit 
oder ohne Anweisung 
„von oben“ – berech-
tigte Bitten um Termi-
ne werden verweigert, 
massenhaft. Das zeigt 
auch die tägliche Beratungs-
praxis des Autors.

Extrem ärgerlich bis existenzbe-
drohend ist dies besonders bei 
eiligen Angelegenheiten (Um-
zugswunsch, Kostenabrechnung 
usw.) und in Gebieten, in denen 
sowohl großer Beratungsbedarf 
als auch eine hohe Fehlerquote 
in den Bescheiden des JobCen-
ters besteht. Paradebeispiel 
hierfür sind alle Entscheidun-
gen, die sich um die Kosten der 
Unterkunft, also Miete, Mehrbe-
darfe Warmwasser, Kosten einer 
Badezimmerheizung über Haus-

Stichwort:

Badezimmerheizung, Warmwasser, 
	 gekürzte        Miete & Co.
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Jan Häußler 
ist Fach-
anwalt für 
Sozialrecht 
Kontakt:

0201-3603975

Montags, 9.30 - 11.30 Uhr (geänderte Zeit und neue Räume seit 6. Januar 2014!)
Evang. Gemeindehaus, Ohmstraße 9, Essen-Altendorf 

Dienstags, 10.00 - 12.00 Uhr
Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, Essen-Altenessen 

Dienstags, 13.30 - 16.30 Uhr
Büro der BG45 im Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, Essen-Innenstadt 

Dienstags, 14.00 - 16.00 Uhr
Treffpunkt Altendorf, Kopernikusstraße 3, Essen-Altendorf 

Mittwochs, 14.00 - 16.00 Uhr
Bürgerladen Hörsterfeld, Mierendorfer Weg 11, Essen-Horst

Mittwochs, 15.00 - 16.30 Uhr (neu ab 05.02.2014)
Evang. Jugend- und Gemeindezentrum Weigle-Haus, Hohenburgstraße 96, Essen-
Innenstadt

Mittwochs, 15.00 - 17.00 Uhr
Büro DIE LINKE. Gelsenkirchen, Wildenbruchstraße 15-17, 45888 Gelsenkirchen

Donnerstags, 9.00 - 12.00 Uhr
Bürgerzentrum Kontakt, Katernberger Markt 4, Essen-Katernberg 

Donnerstags, 15.00 - 16.30 Uhr
Geschäftsstelle DIE LINKE. Velbert, Offerstraße 14a, Velbert

Donnerstags, 16.00 - 18.00 Uhr
Büro DIE LINKE. Essen, Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, Essen-Innenstadt

Freitags, 9.00 - 11.00 Uhr
Sozialpädagogische Familienhilfe e.V., Rechtstraße 7-9, Borbeck-Mitte (Fußgänger-
zone) 

Freitags, 9.00 - 12.00 Uhr
Evang. Gemeindezentrum Königssteele, Kaiser-Wilhelm-Straße 39, Essen-Steele  

Freitags, 11.00 - 13.00 Uhr
Zwingli-Jugendhaus, Theodorstraße 20 (am Eltingplatz), Essen-Innenstadt

HINWEIS. Bitte beachten Sie, dass innerhalb der Ferien einzelne Termine ausfallen 
können. Aktuelle Infos finden Sie auf http://www.dielinke-essen.de/nc/start/so-
zialberatung/

„Jeder hat Anspruch 
auf Beratung über seine 

Rechte und Pflichten 
nach diesem Gesetz-
buch“, statuiert das 

Sozialgesetzbuch. Das 
JobCenter Essen tritt den 

Beweis an, dass An-
spruch und Wirklichkeit 

nicht identisch sind. 

Gespräch verweigert 
Mit fast einhundert 
Änderungen seit 2005, unbe-
stimmten Rechtsbegriffen und 
Sanktionsmöglichkeiten bis „auf 
Null“ ist das SGB II ein idealer 
Nährboden für Unklarheiten, 
Fehler und Konflikte. Dort, wo 
es um die grundlegende Exis-
tenzsicherung geht, wäre es 
besonders wichtig, keine Fehler 
zu begehen. Hierzu wäre ein Di-
alog der Beteiligten im Verwal-
tungsverfahren nötig, bei dem 
beide Seiten (Staat und Bürger) 
wissen, worauf es ankommt. 
Eine Kultur des Gesprächs und 

der Beratung hat es im 
JobCenter Essen aber 
nie gegeben. Es gilt der 
Grundsatz, lieber Leis-
tungen einzustellen, 
„um Überzahlungen 
zu verhindern“, als die 
Leistungsberechtigten 
zu fragen und Missver-
ständnisse zu beseiti-
gen. 
Die Liste der Themen ist lang, 
bei denen die Behörde nach die-
sem Motto verfährt: Hat jemand 
eine geringfügige Beschäftigung 
gefunden, werden 450 Euro als 
Einkommen abgezogen, auch 
wenn der Betroffene mit Sicher-

heit dazu sagen könnte, 
dass es nur 150 Euro 
Einkommen im Monat 
werden. Egal, ein Ge-
spräch gibt es nicht, 
und im Arbeitsvertrag 
steht „bis zu 450 Euro 
im Monat“, also wird ge-
handelt statt zu reden. 

Nach einem möglichen 
Mehrbedarf für Warmwasser 
hat das JobCenter über Jahre bei 
der Antragstellung nicht gefragt 
und seine „Kunden“ auch nicht 
informiert. Denn jede gesparte 
Antwort, dass ein Durchlaufer-
hitzer vorhanden ist, spart der 

Erwerbslosenplenum
Thema Datenschutz

Das Erwerbslosenplenum tagt regelmäßig an jedem 
letzten Freitag im Quartal. Zu relevanten Themen, die 
den Leistungsbezug nach SGB II (Hartz4) betreffen, 
werden jeweils ReferentInnen eingeladen, die infor-
mieren und Fragen beantworten. So war beispielswei-
se Ratsfrau Gabriele Giesecke zu Gast, die umfassend 
zu Möglichkeiten der Umschulung und Weiterbildung 
informierte, oder Siw Mammitzsch von der Mieter-
gemeinschaft Essen referierte über Mieterrechte im 
Hartz4-Bezug. Zum nächsten Termin soll das Thema 
Datenschutz vorgestellt werden. 

Es entstand bei einigen TeilnehmerInnen das Bedürfnis, 
einzelne Themen zu vertiefen, sich fit zu machen und sich 
damit für Begleitungssituationen im JobCenter festen Bo-
den unter den Füßen zu erarbeiten. Die Workshops des Er-
werbslosenplenums treffen sich in loser Folge, das nächste 
zu behandelnde Thema wird bei jedem aktuellen Workshop 
ausgesucht. Vorbereitet wird das jeweilige Thema von ei-
nem/einer der TeilnehmerInnen, der oder die durch die 
Tagung führt. Für einen Imbiss in der Mittagspause wird 
gemeinsam gesorgt, die Kosten werden getragen. 

Behandelt wurden bisher: Grundlagen der Begleitung 
(Beistand) zum JobCenter, Eingliederungsvereinbarungen 
(EGV), Mittellosigkeit und die Kosten der Unterkunft/Um-
zugskosten. Zum Termin am 10. Mai 2014 ist das nächste 
Thema „Datenschutz im JobCenter“. Der Workshop ist of-
fen für alle Leistungsberechtigte, die sich dafür interessie-
ren, ihre eigene Situation besser managen zu können, und 
ist nicht ausschließlich für Begleitpersonen. 
Zum Workshop ist eine Anmeldung wünschenswert unter 
w.steuer@dielinke-essen.de.
Und für alle, bei denen Schmalhans Küchenmeister ist, fin-
det im Heinz-Renner-Haus an der Severinstraße 1 zweimal 
monatlich unser Erwerbslosen-Frühstück statt. Die nächs-
ten Termine (jeweils dienstags) sind der 25. März, der 8. 
April und der 22. April 2014, jeweils von 10.00 bis 13.00 
Uhr. 

Das Erwerbslosenplenum ist im Kreisverband DIE LINKE. 
Essen verankert, verantwortlich für die Durchführung sind 
Erika Biehn (VAMV) und Waltraut Steuer (DIE LINKE. Es-
sen).

Stadt Geld. Reden ist da Silber, 
Schweigen ist Gold. Versteht 
jemand den Bescheid vom Job-
Center nicht? Soll er doch Wi-
derspruch einlegen. 

Will jemand einen Gesprächs-
termin mit einem Sachbearbei-
ter? Dann muss er erst mal am 
„Empfang“ jemandem sein An-
liegen schildern, der weder den 
Einzelfall kennt, noch Zugriff auf 
Akten hat und schon gar keine 
Zeit, sich in einen Fall einzuar-
beiten. Dieser Mangel an Kom-
petenz wird aber durch ein Über-
maß an Macht ausgeglichen. Am 
Empfang wird entschieden, ob 
es ein Gespräch gibt oder nicht. 
Wer hier nicht hartnäckig bleibt, 
geht so klug, wie er gekommen 
ist. Wer hier nicht in Sekunden 
sein Problem für einen Frem-
den verständlich darlegen kann, 
hat keine Hilfe zu erwarten. Die 
Strategie der Ge-
sprächsverwei-
gerung ist das 
Ergebnis einer 
verfehlten Prio-
r i tätensetzung 
in der Behörde und der Politik. 
Wichtig ist die Statistik, wichtig 
ist es Sanktionen verhängen zu 
können. Jeder Antrag, der nicht 
entgegen genommen wurde (im 
Amtsdeutsch: Antragsvermei-
dung), ist ein finanzieller Erfolg 
für das Amt. 

Die Kosten und Lasten tragen 
andere: In erster Linie die Leis-
tungsberechtigten, die so um 
Leistungen gebracht werden, 
die ihnen im Rahmen des Exis-
tenzminimums eigentlich zu-
gestehen. Hauptamtliche und 
ehrenamtliche Strukturen, die 
Problemfälle mit dem JobCen-
ter beraten, bekommen die Fol-
gen danach zu spüren. Letztlich 
werden auch andere öffentliche 
Stellen belastet. Das JobCenter 
schickte jüngst eine Bürgerin 
weg, die sich beraten lassen 
wollte, wie es zu Mietrückstän-
den gekommen wäre, obwohl 
doch das JobCenter seit Jah-
ren die Miete an den Vermieter 
überweist. Die Frau solle sich 
an die Stelle zur Vermeidung 

von Wohnungslosigkeit wenden, 
war die Antwort, wenn sie zwei 
Monatsmieten im Rückstand 
sei. Wer weiß, dass das Sozi-
alamt diese Stelle für Notfälle 
geschaffen hat und nicht dafür, 
den laufenden Betrieb des Job-
Centers von Beratungstätigkeit 
zu entlasten, kann sich vorstel-
len, dass dem JobCenter kein 
Vorwand zu schlicht ist, Ratsu-
chende abzuweisen.

Letztlich sind es auch die Sozial-
gerichte, bei denen die Bürgerin-
nen und Bürger Gehör und Bera-
tung suchen. Da beim JobCenter 
keine Einzelfallentscheidungen 
getroffen werden, übernehmen 
dies die Gerichte. Die Zahl der 
Klagen und Eilverfahren ist ent-
sprechend konstant hoch. Die 
Folgen sind lange Verfahrens-
dauern und Anwaltskosten für 
die Stadt im Unterliegensfall.  

Der Gesetzgeber 
spricht dann gern 
von einer „Klageflut“, 
was an eine Natur-
katastrophe erinnert 
und Fragen nach 

Ursachen überflüssig machen 
soll. Um sich vor einer Flut zu 
schützen, braucht man Dämme. 
Deswegen soll der Zugang zu 
den Sozialgerichten erschwert 
werden. Das Antragsformular 
für Prozesskostenhilfe hat sich 
ab 2014 auf vier Seiten Umfang 
verdoppelt. Jetzt müssen immer 
Kontoauszüge der letzten drei 
Monate beigelegt werden. Man 
hat die Hoffnung, die Menschen 
so vom Klagen abzuhalten.

Wenn der Staat die Gerichte als 
Ventil schließt oder weiter ein-
schränkt, wird sich der Druck, 
der auf den Betroffenen lastet, 
an anderer Stelle Raum schaf-
fen. Aufgabe linker Politik muss 
es sein zu verhindern, dass sich 
die ganze Aggression, die hier 
entsteht, nur auf die Betroffe-
nen selbst, ihre Familien oder 
sozial noch Schwächere richtet. 
Nur wenn die Profiteure und die 
Umsetzer von Hartz4 mit den 
Konsequenzen ihres Gesetzes 
konfrontiert werden, besteht die 
Hoffnung auf Verbesserung. 

Von Jan Häußler

Die Zahl der 
Klagen ist 

konstant hoch.

Nächstes Erwerbslosenplenum am 28. März 2014 
um 16.00 Uhr, Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, 
45127 Essen

Workshop am 10. Mai 2014 von 10.00 bis 14.30 
Uhr, Thema „Datenschutz im JobCenter“, Heinz-
Renner-Haus

Erwerbslosenfrühstück, alle zwei Wochen am 25. 
März, 8. April, 22. April 2014 usw., jeweils 10.00 bis 
13.00 Uhr, Heinz-Renner-Haus
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Anabel Jujol: Cécile, „Kom-
men Sie da runter“ ist Dein 
erstes Buch. Du hast es auf 
Deutsch geschrieben. Welche 
Rolle spielt Sprache in Deinem 
Protest, und wie wichtig ist Dir 
Dein Umgang mit Worten und 
Begriffen? Nehmen wir das 
Stichwort: Gefahrenabwehr.

Cécile Lecomte: Meine Mut-
tersprache ist ja Französisch 
und ich hab erstmal Fremd-
sprachen studiert. Dazu bin 
ich zunächst nach Deutsch-
land gekommen, denn ich bin 
der Meinung, das geht nur 
im Lande. Weil ich die Spra-
che und die Menschen mag, 
bin ich auch gerne geblie-
ben. Basis für meine Arbeit 
ist eigentlich internationale 
Vernetzung. Und Vernet-
zung zwischen Frankreich 
und Deutschland heißt auch, 
Sprachbarrieren zu überwin-
den. Es geht nicht um reine 
Übersetzung, sondern auch 
um den kulturellen Kodex, der 
dazu gehört.
Also „Gefahrenabwehr“, ein 
typischer Begriff aus diesen 
Polizeigesetzen, die Ende der 
1990er Jahre/Anfang der 
2000er Jahre in zahlreichen 
Bundesländern verabschiedet 
worden sind. Es geht darum, 
dass man präventiv gegen 
Menschen vorgehen kann.
Platzverweis ist vielleicht das 
Bekannteste, aber man kann 
Menschen auch präventiv 
zur Gefahrenabwehr in Ge-
wahrsam nehmen, und zwar 
bis zu mehreren Tagen. Dazu 
müssen die Menschen gar 
nichts gemacht haben. Die 
Polizei muss nur eine Gefah-
renprognose erstellen, also 
sagen, wie gefährlich Du an-
geblich bist und dann in dem 
Konjunktiv II, in der Möglich-
keitsform, sagen, dass Du in 
einigen Tagen das und das vor 
hast, das muss ja gar nicht 
stimmen, sie müssen nur 
belegen, dass es sehr wahr-
scheinlich ist.Das ist schon 
sehr merkwürdig in einem 
Rechtsstaat, dass man Leute 
einfach so festnehmen kann, 
ohne dass sie irgendwas ge-
macht haben, das muss ich 
zugeben. Ich kann Gefahren-
abwehr auf Französisch er-
läutern. Das kann man schon 
wörtlich übersetzen, aber 
dann können die Leute damit 
nichts anfangen.
Man muss dazu sagen, dass 
es hier entsprechende Poli-
zeigesetze gibt. Wenn ich den 
Leuten sage, ich war vier Tage 
im Gewahrsam, im Polizeige-
wahrsam, denken sie dann 
eher an ein Gefängnis. Nein, 
das ist Polizeigewahrsam, 
das ist nur präventiv, und das 
versteht in Frankreich keiner. 
Vier Tage Polizeigewahrsam 
ist dort nur bei Terrorismus-
verdacht möglich. Und da 
muss man schon ganz andere 
Belege in der Hand haben.

Anabel Jujol: Für mich ist ja 
das, was Du machst, auch Ge-
fahrenabwehr. Insofern ist der 
Begriff doppeldeutig. Wenn Du 
versuchst, einen Castortrans-
port aufzuhalten, ist es nicht 
auch eine Form der Gefahren-
abwehr?

Cécile Lecomte: Genau. Das 

„Kommen Sie da runter!“

Buch setzt sich sehr viel da-
mit auseinander, was ist denn 
Gefahr. Das kommt natürlich 
auf die Perspektive an. Ich 
bin der Meinung, dass Kli-
mawandel durch Klimakiller, 
Kohlekraftwerke usw. oder 
eben auch Castortransporte 
oder Atomkraftwerke die ei-
gentliche Gefahr sind für uns 
Menschen, weil das einfach 
unsere Lebensgrundlage be-
droht und zerstört. Der Staat 
ist der Meinung, dass er diese 
Nutzung der Energiequellen 
durchsetzen muss, auch ge-
gen den Willen von sämtli-
chen Menschen und greift zu 
solchen autoritären Maßnah-
men, die man eigentlich eher 
in Willkürstaaten sieht. Das 
nennt man Demokratie, aber 
ich nenne das Demokratur. 
Das hat den Schein der De-
mokratie und 
dabei ist alles 
eine vorgege-
bene Staat-
lichkeit, denn 
es gibt für 
alles ein schö-
nes Gesetz 
und so, aber 
diese Gesetze ermöglichen 
Willkür. Denn, was ist denn 
das? Eine Gefahrenprognose? 
Das ist immer Auslegungssa-
che. Also die Polizei sagt, ich 
bin gefährlich, weil ich da und 
dort einen Redebeitrag gehal-
ten habe oder Straßentheater 
an einem Zwischenlager ge-
spielt habe. Die Polizei sagt, 

ich bin gefährlich, weil ich so 
oft angetroffen werde, dann 
bin ich auch gefährlich, und 
damit setzt sie sich durch bis 
vor Gericht. Dort ist man dann 
entsprechend befangen.
Zum Beispiel in Lüneburg: 
Wenn der Castor kommt, geht 
es um Polizeieinsätze mit 
über Tausend Polizeibeamten. 
Da sind die Richter schon be-
fangen. Das ist eine politische 
Entscheidung, letztendlich, 
die dann dabei rauskommt. 
Du hast keine Chance. Wie 
es mir dort ergangen ist, mit 
einem Polizeipräsidenten, der 
die Fäden zieht und sagt, die 
wollen wir festnehmen, die 
nervt, und die Gefahrenpro-
gnose ist klar, denn da und 
da hat sie das gemacht, ist 
sie auf eine Baum geklettert, 
hat einen Redebeitrag gehal-
ten, das reicht schon, das 
erzähle ich auch in meinem 
Buch. Dann gibt es Richter, 
die führen formal eine Anhö-
rung durch, die Beschlüsse 
haben sie aber bereits vor der 
Anhörung geschrieben, darin 
erzählen sie, wie renitent und 
uneinsichtig Du bist, und das 
war’s.

Anabel Jujol: Als Aktivistin hast 
Du auch viel mit Projektionen 
und Stereotypen zu tun. Wie 
sieht das aus. Du bist ja eine 
Frau, welche Klischees treffen 
Dich da, und was ändert das 
am Umgang der Polizei mit dir? 
Was hast Du da für Erfahrun-
gen gemacht?

Cécile Lecomte: Du hast, 
wenn Du kletterst, selten mit 
weiblichen Polizeibeamten zu 
tun, das ist klar. Ich hab‘ bis-
her bei den Klettereinheiten, 
speziell wegen unserer gan-
zen Blockaden, mit ausgebil-
deten Einheiten der Bundes-
polizei und dem SEK zu tun, 
und da hab‘ ich nie eine Frau 
gesehen. Ich bin halt ziemlich 

bekannt bei 
m a n c h e n 
Einheiten, 
ich glaube 
da gibt es 
schon eine 
g e w i s s e 
H o c h a c h -
tung vor 

der sportlichen Leistung. 
Man hat zwar politisch nicht 
die gleichen „Interessen“, die 
einen wollen die Aktion been-
den, ich will weitermachen. 
Aber das kann man auch auf 
einer menschlichen Ebene 
höflich lösen, sag ich mal.
Es gibt diese Ebene nicht, 
wenn Du mit dem SEK als 

Antiterroreinheit zu tun hast, 
die sind dafür nicht ausgebil-
det. Sie sind gefährlich. Sie 
gefährden ihr eigenes Leben 
bei ihren Einsätzen und ach-
ten ebenso wenig auf dein 
Leben. Vielleicht werde ich, 
weil ich eine Frau bin, eher 
als hysterisch abgestempelt, 
und da wirst Du einfach nicht 
so ernst genommen. Aber ich 
weiß nicht, ob es bei Männern 
so viel anders ist. Man kriegt 
immer mal wieder zu hören, 
eine Frau macht so etwas 
nicht. Es gibt eher das Feind-
bild Demonstrant. Die Polizei 
hat von mir das Bild, als eine 
der wichtigsten und gefähr-
lichsten Castordemonstran-
tinnen. Da gibt es einfach 
Vorurteile, die sind eher ge-
schlechtsneutral.

Anabel Jujol: Du bist ja je-
mand, der keinen Alkohol 
trinkt, keine Drogen nimmt, 
nicht raucht und bei aller Kre-
ativität, gerade beim Klettern 
sehr diszipliniert vorgeht, und 
damit widersprichst Du ja den 
Standards. Die klassischen 
Vorurteile gegenüber Aktivis-
ten sind ja eher anders. Das 
passt nicht zusammen. Bringt 
das die Ordnungshüter ein 
bisschen durcheinander?

Cécile Lecomte: Ja, ich hatte 
schon ein paarmal Drogen-
kontrollen mit Blutabnahmen, 
weil ich ja schwerbehindert 
bin, weil ich ja chronisches 
Rheuma habe und viele Tab-
letten nehmen muss. Es gab 
immer wieder den Verdacht, 
das könnte was anderes sein. 
Dann hieß es: Wir glauben 
ihnen nicht. Seitdem ich nun 
einen Schwerbehinderten-
ausweis habe, müssen sie 
das halt glauben. Aber das 
passt auch nicht, Du kletterst, 
Du bist eine Frau und Du bist 
schwerbehindert dazu. Da 
sind die immer der Meinung, 
das muss was anderes sein.

Anabel Jujol: Kommen wir zum 
nächsten Vorurteil: zum 

Thema Gewalt. 
Wer ist wann 

und wie ge-
w a l t b e r e i t ? 
Damit hast Du 

ja deine spezi-
ellen Erfahrungen 

gemacht. Das gehört ja 
auch zum Bild des linken Ak-
tivisten, der Castor schottert: 
die Unterstellung von Gewalt-

bereitschaft. Inwieweit traut 
man Dir Gewalt zu?

Cécile Lecomte: Hier spielen 
Feindbilder eine große Rolle. 
Gegenüber Demonstranten 
und ihrer Gewaltbereitschaft, 
Castor schottern ist da ein 
gutes Beispiel. Denn da wird 
im Vorfeld gezielt Stimmung 
gemacht. Dabei ist die Poli-
zei mit Prügeln richtig krass 
vorgegangen. Ohne die Feind-
bilder wäre es vielleicht ir-
gendwie entspannt gelaufen. 
Vielleicht wären die Leute 
festgenommen oder wegge-
scheucht, aber nicht so direkt 
mit Schlagstöcken malträtiert 
worden. Ich kenne ein paar, 
die dabei schwer verletzt 
worden sind. In Deutschland 
hast Du auch, weil man sich 
ja den Anschein einer Demo-
kratie immerhin geben will, 
zwar direkte Gewalt, aber das 
bleibt verhalten. Das sind Be-
merkungen beim Wegtragen, 
wenn die Polizei dir zu verste-
hen gibt, jetzt ist die Kamera 
weg, jetzt solltet Du besser 
mit laufen, sonst tut‘s weh. 
Das Verhalten ändert sich, 
je nachdem wieviel Öffent-
lichkeit da ist. Öffentlichkeit 
ist eine Sicherheit, und es 
gibt sehr viel subtile Gewalt. 
Die ganzen Griffe, um dir 
Schmerzen zuzufügen, damit 
Du mitläufst. Das sind krasse 
Schmerzen, die sie dir zufü-
gen, aber das ist ja kein Blut-
vergießen.
Das ist subtiler, in Richtung 
weiße Folter. Als wenn man 
Dich tagelang einsperrt in 
einem Keller, dann trägst Du 
auch keine blutigen Wunden 
davon, es hat psychische Fol-
gen. Und das ist vorhanden, 
und zwar nicht nur gegenüber 
Aktiven aus politischen Bewe-
gungen. Nur als politischer 
Mensch, dessen Fall vielleicht 
öffentlich wird, oder als einer, 
der wie ich mit diesem Buch 
Öffentlichkeit schafft, hast Du 
andere Möglichkeiten, das be-
kannt zu machen.
Ich schreibe in meinem Buch 
über meinen persönlichen 
„K(n)astor-Transport“ in die 
JVA, weil ich einmal in der 
Justizvollzugsanstalt war, und 
da habe ich mich auch als 
Sprachrohr gesehen, um In-
formationen von Innen nach 
Außen zu bringen. Weil keiner 
sonst weiß, wie es dort läuft, 
und alles im Verborgenen 
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Cécile Lecomte machte im Rahmen ihrer Leserei-
se zu ihrem ersten Buch „Kommen Sie da runter“ 

am 13. Februar auch Station in Essen. Circa 50 
interessierte BesucherInnen kamen in die kleine 
Atelier-Galerie KARO Kunst in der Kasteienstra-

ße, um „Das Eichhörnchen“ zu hören. Sie spende-
ten lebhaften Beifall. Hier eine gekürzte Zusam-

menfassung des Interviews.

Zur Person: Cécile Lecomte
Die heute 32jährige wird in den Vogesen geboren. Ihre Mut-
ter nimmt sie als Kind regelmäßig mit auf Klettertouren und 
zu ersten Demos. Später kommt sie im Rahmen des Eras-
musaustauschs nach Deutschland und wird selbst Lehrerin. 
Sie studiert in Erlangen und Bayreuth Fremdsprachen und in-
ternationale Wirtschaft. Ihren Abschluss macht sie in Frank-
reich. Eine sportliche Laufbahn krönt sie mit der Auszeich-
nung als französische Jugendmeisterin im Sportklettern. Sie 
bleibt nach dem Studium in Deutschland und macht zunächst 
Straßentheater, um später Klettern und kreativen Protest zu 
verbinden, beteiligt sich in Gruppen oder im Alleingang an 
zum Teil waghalsigen oder nur lustig-provozierenden Protest-
aktionen. Sie selbst nennt das den „Ätsch“-Faktor, wenn Zu-
schauer und Polizisten sich die Frage stellen: „Warum hängt 
die da“. Seit 2005 lebt Cécile mit ihrem Freund auf einem 
Wagenplatz in Lüneburg. Sie ernährt sich vegetarisch und 
zum Teil vom Containern. Ihren Lebensunterhalt be-
streitet sie aus Spenden.

Literaturtipp: Cécile Lecomte: Kommen Sie da 
runter! Kurzgeschichten und Texte aus dem poli-
tischen Alltag einer Kletterkünstlerin, Verlag Gras-
wurzelrevolution,  189 Seiten, mit DVD, 16,90 Euro, 
ISBN 978-3-939045-23-6.

Alle Infos auf Ihrem Blog: http://blog.eichhoernchen.fr/

Spendenkonto: O. Samain, Norisbank, 
IBAN: DE56760260000250065000, BIC: NORSDE71XXX, 
Betreff: soli-eichhoernchen.

bleibt. Die meis-
ten Menschen 
haben nicht die 
Fähigkeit oder die 
Möglichkeit, das 
zum Ausdruck zu 
bringen, aber es ist 
wichtig. Ich bin si-
cher, wenn Du die fal-
sche Hautfarbe hast, 
reicht das, um auch 
so etwas zu erleben, 
es muss nicht ein po-
litisches Engagement 
dahinter sein.

Anabel Jujol: Deshalb 
hatte ich eingangs das 
Thema Sprache erwähnt, weil 
Du eine sehr gute Fähigkeit 
hast, Deine Erlebnisse in Wor-
te umzuwandeln und dabei 
mit Ironie und Spitzfindigkei-
ten die Ungerechtigkeiten an-
schaulich zu machen. 

Cécile Lecomte: Das ist auch 
der Grund, warum ich das 
Buch geschrieben habe. Ich 
habe mit losen Texten ange-
fangen, und die immer mal 
wieder bei Vorträgen, die ich 
seit Jahren zum Beispiel zum 
Thema „Widerstand: Vernet-
zung mit Frankreich“ halte, 
und ich hab festgestellt, dass 
die Texte, die ich schreibe, 
sehr gut ankommen. Das hat 
mich dazu motiviert, ein Buch 
daraus zu machen, einen Ver-
leger zu suchen. Es lag nahe, 
das beim Verlag Graswurzel-
revolution zu machen, weil es 
ein selbstverwalteter Verlag 
ist, in dem ich auch tätig bin, 
wo alle ehrenamtlich arbei-
ten, und das passt auch sehr 
gut. Ich will nicht, dass Politik 
oder Kultur kommerziell wer-
den.

Anabel Jujol: Gehen wir mal 
weg von der Sprache und 
kommen zu den Bildern. Da 
hast Du ja auch einen schö-
nen Spannungsbogen bei den 
Lesungen, indem Du erst die 
Bilder im Kopf entstehen lässt 
über die Sprache und dann 
mit echten Bildern das Pub-
likum konfrontierst. Du bist 
ja selbst auch mit echten Bil-
dern konfrontiert worden, mit 
besonderer Wirkung, als Du 
im Polizeigewahrsam unterge-
bracht warst. Das war gestern 
bei der Lesung für viele sehr 
eindrucksvoll. Man hörte im 
Publikum ein Raunen und es 
fiel eben dieser Begriff von 
„weißer Folter“. Kannst Du be-

schreiben, was auf den Bildern 
zu sehen ist?

Cécile Lecomte: Ja, und ich 
hörte auch: „Das kann doch 
nicht wahr sein“, als ich den 
Text gelesen habe, und als die 
Bilder gezeigt wurden. Doch 
das ist wirklich wahr. Das war 
im Braunschweiger Polizeige-
wahrsam. Es gab dort eine 
Ausstellung über Polizeiarbeit 
mit anschaulichen Bildern, 
mit Titeln wie „die Durchsu-
chungsecke“ und ähnlichem. 
Die Bilder stammten direkt 
aus dieser Anstalt, waren dort 
aufgenommen. Man sah, das 
sind die gleichen Zellen, wie 
die, in denen man selbst ein-
gesperrt ist.
Da sah man zum Beispiel 
Menschen, die an Händen 
und Füßen gefesselt liegen, 
und dazu eine Bildüberschrift: 
„Auf die laterale Position ach-
ten“. Diese Bilder waren bei 
uns im Gewahrsamstrakt auf-
gehängt. Das nächste Bild war 
kein Bild, sondern eine Delle in 
der Wand, mit einem schönen 
Holzrahmen rund herum. Und 

Das „Eichhörnchen“ in voller Aktion

Anabel Jujol ist Künst-
lerin und kandidiert für 
DIE LINKE zur Kommu-
nalwahl am 25. Mai auf 
Listenplatz 5

SEK-Leute
gefährden ihr 
eigenes Leben 

und achten ebenso 
wenig auf dein 

Leben.

Protest vor der E.ON-Hauptversammlung in der Grugahalle
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Protest-Aktion in Essen gegen E.ON und die Folgen
Mit Transparenten gegen Kohleschmutz und Atomkraft begrüßen am 3. Mai 2012 Umweltak-
tivisten die Aktionäre von E.ON zur Hauptversammlung in der Messe Essen. Umfangreiche 
Sicherheitsmaßnahmen sollen jede Störung der Veranstaltung verhindern. Neben Kameraüber-
wachung und Einsatz von privaten Sicherheitskräften unterstützt ein Polizeiaufgebot in Kampf-
montur die Interessen des Konzerns gegen die Bürgerproteste. Obwohl das gegen geltendes 
Recht verstößt, untersagen die Polizisten das Verteilen von Flyern auf dem Messevorplatz und 
im U-Bahn-Bereich mit der Begründung, E.ON hätte Hausrecht.
Als die Kletteraktivistin Cécile Lecomte ihre Klettergurte anlegt und sich anschickt auf einen 
Baum zu steigen, um ein Transparent aufzuhängen, wird sie sofort von der Polizei verhaftet. Die 
Beamten gehen nicht gerade zimperlich mit der jungen Frau um, packen fest zu und fügen der 
an Rheuma erkranken Cécile starke Schmerzen am offensichtlich bandagierten Handgelenk zu. 
Trotz ihrer Schmerzensschreie lockern sie nicht ihren Griff. Im Polizeiwagen erleidet sie einen 
Kreislaufzusammenbruch und wird in ein Krankenhaus gebracht, das sie gegen 16.00 Uhr ver-
lassen kann, zum Glück wieder wohlauf. 
In der Folge erstattet einer der Polizisten Strafanzeige wegen Körperverletzung gegen Cécile. 
Ein weiterer Vorwurf lautet, wie nicht anders zu erwarten: Widerstand gegen die Staatsgewalt. 
Der Prozess findet am 10. Juli im Amtsgericht Essen statt. Solidaritätsaufrufe im Internet errei-
chen, dass kurzfristig einige Sympathisanten im Publikum sitzen und sich ein Bild vom Umgang 
der Justiz mit der Aktivistin machen können. Es gleicht einer Farce: Die Richterin ist mit den 
einfachsten Grundlagen der Versammlungsfreiheit nicht vertraut. Zur Anhörung des „verletz-
ten“ Polizisten kommt es erst gar nicht. Es kommt zu einer kurzen informellen Unterhaltung 
vor Gericht über vertikalen Protest und Anmeldung von Versammlungen in Kubikmetern. Der 
Staatsanwalt erkennt immerhin an: Widerstand ist nur dann strafbar, wenn die Polizei rechtmä-
ßig gehandelt hat (§113 Abs. III StGB).
Anschließend bieten Richterin und Staatsanwalt wahlweise eine Vertagung des Verfahrens bis 
zu einer Entscheidung des Verwaltungsgerichts über die Rechtmäßigkeit der damaligen poli-
zeilichen Maßnahmen oder eine Einstellung des Verfahrens wegen Geringfügigkeit gegen die 
Zahlung von 150,00 Euro an einem gemeinnützigen Verein als Auflage (§153a StPO) an.
Das „Eichhörnchen“ beschließt es dabei zu belassen, da der Aufwand der Anreise aus Lüneburg 
für eine erneute Verhandlung unverhältnismäßig wäre. „Ich hätte um einen Freispruch kämpfen 
können, es war mir jedoch den Aufwand nicht wert, für eine Schürfwunde und das Baumklettern 
wieder die weite Anreise aus Lüneburg auf mich zu nehmen“, so die Angeklagte. „Meine Zeit 
stecke ich lieber in weitere kreativ-subversive Aktionen gegen die tödlichen Geschäften der 
Kohle- und Atomkonzerne.“
Die Klage der Kletteraktivistin gegen die PolizistInnen, die sie festnahmen und verletzten, soll 
in den nächsten Monaten (oder Jahren?) vor dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen verhandelt 
werden. Der Termin wird rechtzeitig von den LINKEN bekannt gegeben, um sie beim Prozess 
zu unterstützen.

Die nächste E.ON-Aktionärsversammlung findet am 30. April um 10.00 Uhr statt.
Die RWE-Aktionäre treffen sich bereits zwei Wochen zuvor, am 16. April in der Messe 
Essen.
DIE LINKE. Essen beteiligt sich – wie in den Jahren zuvor – an den Protestaktionen, die 
jeweils ab 9.00 Uhr beginnen.

es trug die Überschrift „Kopf-
stoß gleich kopflos“. Und Du 
fragst dich, welchen Kopf sie 
da gegen die Wand geknallt 
haben. Das ist natürlich eine 
Einschüchterung. Ich hab im 
Buch ironisch beschrieben, 
dass die Beamten sogar Hu-
mor haben. Ironie ist für mich 
eine Möglichkeit, mit solchen 
krassen Sachen umzugehen, 
wie soll ich sonst damit um-
gehen, darüber weinen? Das 
ist keine ansprechende Ebene 
der Vermittlung nach außen, 
glaube ich, darum benutze ich 
sehr gerne Ironie, um solche 
makabren Sachen öffentlich 
zu machen. Also sage ich lie-
ber, die Beamten hätten total 
coolen Humor.

Anabel Jujol: Das hilft natürlich 
auch, um sich seine Würde zu 
bewahren.

Cécile Lecomte: Mir tut es 
gut, dass die Menschen ge-
nauso reagieren wie ich, dass 
sie sagen, das geht doch gar 
nicht. Das Verfahren ist jetzt 
vor dem europäischen Ge-
richtshof anhängig. Mal se-

hen, was sie zu dieser Art von 
Folter sagen, denn eigentlich 
geht es um deren Richtlinien. 

Anabel Jujol: Viele Menschen 
empfinden die Internetüber-
wachung schon als sehr be-
drohlich. Du hast dagegen 
direkte Erfahrung gemacht 
mit Überwachung. Das kön-
nen sich so manch andere gar 
nicht vorstellen. Kannst Du da-
rüber was erzählen?
Cécile Lecomte: Ja, da gibt es 
ein paar Kurzgeschichten im 
Buch dazu. Es gibt mehrere 
Vorfälle. Für eine „Vielleicht 
Ordnungswidrigkeit“, hatte 
man zum Beispiel 2006 be-
schlossen, mich im Vorfeld 
zu überwachen, und zwar mit 
mobilen Einsatzkommandos, 
Tag und Nacht. Ein Jahr später 
hatte ich Akteneinsicht: eine 
schöne Tabelle, auf der ich 
lesen konnte, welches mobile 
Einsatzkommando zuständig 
war und so weiter, das war 
zwar rechtswidrig, aber was 
hilft dir ein Blatt Papier zwei 
Jahre danach, auf dem drauf 
steht, das war rechtswidrig?

Neben der Gefahrenabwehr, 
gibt es die sogenannte Ge-
fährderansprache, Sagen 
wir, die Polizei klingelt bei dir 
und will mit dir reden, und 
hält eine Ansprache im Sinne 
von: Wir haben sie im Auge, 
wir wissen, Sie sind an der 
Demo XY beteiligt, Sie sind 
potentiell gewaltbereit, wir 
möchten Sie überreden von 
der Gewalthandlung abzuse-
hen: Das ist das Konzept der 

Gefährderansprache. Im 
Rahmen so einer Gefähr-
deransprache wurde ich 
von zwei eifrigen Poli-
zeibeamten, die mich er-

kannt hatten, spontan am 
Bahnsteig in den Zug nach 
Hamburg begleitet, weil ich 
mit meiner Kletterausrüstung 
privat unterwegs war.
Es ist auch immer die Frage, 
was Du für möglich hältst 
oder auch nicht, also ich habe 
viele Dinge erstmal nicht für 
möglich gehalten, dass man 
ohne Vorwurf mehrere Tage 
festgehalten werden kann, 
oder dass die Polizei Dich ein-
fach so im Zug begleitet. 

Anabel Jujol: Bleiben wir beim 
Thema Bewegungsfreiheit. 
Du magst es ja Dich vertikal 
zu bewegen. Was hat Bewe-
gungsfreiheit in einer Stadt 
mit Kürzungen und Privatisie-
rung zu tun? 

Cécile Lecomte: Ich bin der 
Meinung, es wird immer mehr 
öffentlicher Raum privatisiert.
Ein Beispiel aus Lüneburg, wo 
ich wohne, selbst die Stra-
ßenlaternen sind an E.ON 
verkauft worden, also Du bist 
auf dem Gehsteig, und der ist 
nicht komplett öffentlich.
Ich finde wichtig, die Privati-
sierung von öffentlichen Räu-
men durch Aktionen, die ein 

bisschen auffallen, sichtbar 
zu machen, und wenn ich ge-
rade Bock habe, Schaufens-
ter vertikal zu bummeln statt 
horizontal, dann warum nicht, 
es ist immer interessant zu 
experimentieren und zu gu-
cken, wie die Menschen, die 
Staatsmacht, darauf reagie-
ren. In dem konkreten Fall in 
Frankfurt hatte ich ein Trans-
parent in Bettlakengröße, da-
rauf stand „Kapitalismus auf 
der Nase herum tanzen“. Das 
hat aus der Entfernung am 
Hochhaus am zehnten Stock 
hängend keiner lesen kön-
nen, aber die Polizei hat mein 
Transparent auf der Wache 
fotografiert und selber eine 
Pressemitteilung geschrie-
ben im Stil von: Eine junge 
Französin kletterte an der 
Fassade X und hat dabei das 
Transparent zitiert. Deshalb 
stand meine Kapitalismuskri-
tik direkt in der Zeitung, ohne 
dass jemand wirklich live das 
Transparent gelesen hat. Das 
finde ich sehr interessant, wie 
man subversiv seine Inhalte 
einbringen kann. Ich schreibe 
dann Leserbriefe, die meine 
Aktion erklären, und erhalte 
in Lüneburg immerhin eine 
halbe Seite für meine persön-
liche Kapitalismuskritik. 
Wobei ich nicht einmal das 
Wort Kapitalismus verwenden 
muss. Ich muss nur meine 
Gesellschaftskritik anschau-
lich formulieren, und die kann 
man sehr gut nachvollziehen, 
und die Zeitung hat die auch 
sehr gut verstanden, weil 
der Leserbrief, das war nicht 
meine Überschrift, die hatten 
getitelt: Klettern ist subversiv!
Und das ist auch politisch 
sehr gut, viele Menschen 
haben Vorurteile und sagen 
„Kapitalismus? Da blocke ich 
ab“, aber wenn man statt das 
Wort zu verwenden die Idee 
erläutert, die dahinter steckt, 
warum man das kritisiert, was 
man statt dessen haben will, 
dann bekommt man mehr 
Zustimmung, regt zum Nach-
denken an, und die Menschen 
reagieren offen auf die Kritik. 
Ich finde, das ist wichtig in der 
Kommunikation nach außen, 
diese Stereotypen abzubauen 
und einen offenen Dialog an-
zustoßen. Ich verlange nicht, 
dass alle Menschen meiner 
Meinung sind, das wäre ja 
langweilig, aber ich will, dass 
die Menschen nachdenken. 
Das ist das Ziel des Buches, 
das ist das Ziel der Aktion,

Anabel Jujol: Alle reden von 
der Energiewende. Ist der Be-
griff Atomstaat noch zeitge-
mäß? Wie relevant ist für uns 
hier in Essen (am Hauptsitz 
von RWE) und im Ruhrgebiet 
der Begriff „Atomstaat“ aus 
deiner Sicht?

Cécile Lecomte: Ich verwende 
durchaus bewusst den Begriff 
Atomstaat, auch aus histori-
schen Gründen. Als das Atom-
stromprogramm ursprünglich 
gegen den Willen der Bevölke-
rung durchgesetzt wurde, gab 
es die Gleichsetzung Atom-
staat = Polizeistaat. Das geht 
zurück auf Robert Jungk. Wer 
mein Buch liest, muss zu dem 
Schluss kommen: Du wirst 

zum Staatsfeind, wenn Du 
dich gegen solche Energierie-
sen protestierend wendest, 
ob Atom- oder Kohlekraft. 
In beiden Fällen handelt es 
sich um große zentralisierte 
Konzerne zur Erschließung 
von Energiequellen, die ohne 
Subventionen, ohne Steu-
erung durch den Staat, gar 
nicht funktionieren könnten. 
Da gibt es einfach staatliche 
Interessen, 
die dahinter 
stehen, und 
wer dagegen 
angeht, wird 
gleich als 
Staatsfeind 
g e s e h e n . 
Der Begriff Atomstaat be-
schreibt einfach eine gewisse 
Realität.
Und ich benutze diesen Be-
griff auch als Provokation, 
wenn Menschen ständig vom 
Atomausstieg reden und der 
Energiewende, wobei ich 
das Gefühl habe, dass es ein 
politisch geschönter Begriff 
ist, eine klassische Mogelpa-
ckung, denn was ist drin? Wir 
haben in NRW die Urananrei-
cherungsanlage, die weiter 
laufen darf und zwar unbefris-
tet, deren Erweiterung damals 
durch Rot-Grün 2004 mit der 
Unterschrift von Trittin ge-
nehmigt wurde. Ich hab das 
Gefühl, dass da von Parteipo-
litik nichts zu erwarten ist. Ich 
habe eher den Eindruck, den 
Parteien geht es vielfach nur 
um machtpolitische Interes-
sen und nicht mehr um die 

Ideen, die dahinter stecken.
Hannelore Kraft hat sich ve-
hement in der neuen Koaliti-
on für die Kohlekraft in NRW 
eingesetzt. So kann man auch 
nicht von Energiewende re-
den. Kohlekraft gefährdet 
auch unsere Gesundheit und 
das Klima. Energiewende 
kann nicht bedeuten, Atom-
kraft durch Kohlekraft zu 
ersetzen. Vor allem gibt es 

diesen Bedarf 
auch gar nicht. 
Die Abschaltung 
von AKW‘s (Bei-
spiel Krümmel) 
hat nicht plötz-
lich dazu geführt, 
dass Menschen 

keinen Strom mehr hatten. 
Brauchen wir überhaupt so-
viel Energie? Es führt zur sel-
ben Fragestellung wie bei der 
Kritik von Kapitalismus und 
Privatisierung. Wir brauchen 
eine andere Art von Gesell-
schaft. Keine Gesellschaft, 
die auf immer mehr Kaufan-
reize, Werbung und wachsen-
den Konsum setzt. Es kann so 
nicht weiter gehen. Ich bin für 
Schrumpftum statt Wachs-
tum.
Das beinhaltet auch eine an-
dere Gesellschaft und einen 
anderen Umgang mit Ener-
gie. Die beste Kilowattstunde 
ist eine, die Du erst gar nicht 
produzieren musst. Erneuer-
bare Energien haben ein gro-
ßes Potenzial und den Vorteil, 
dass sie, wenn man es klug 
macht, dezentral gebaut wer-
den können. Es muss nicht 

so über die Köpfe der Men-
schen entschieden werden. 
Aber es muss in der Bevölke-
rung auch eine Bereitschaft 
geben, anders zu leben, ob 
diese vorhanden ist, weiß ich 
nicht, aber es ist Teil meines 
politischen Kampfes zu sa-
gen: „Hey, wir fahren gegen 
die Wand“. Es gibt derzeit 
Kriege um Ressourcen, Erdöl 
etc., das scheint weit weg, 
denn wir haben es hierzulan-
de nicht, deshalb haben wir 
diese Kriege hier nicht. Aber 
je knapper die Ressourcen 
der Erde werden, um nicht er-
neuerbare Energien und Roh-
stoffe, desto näher wird der 
Krieg um Ressourcen heran-
rücken. Wir fahren gegen die 
Wand, denn irgendwann sind 
die Ressourcen zu Ende. Viel-
leicht betrifft das noch nicht 
unsere Generation, sondern 
die zukünftige. Wir müssen 
kontrolliert, wirtschaftlich ge-
sehen, schrumpfen.
Eine energiebezogene ge-
sellschaftliche Veränderung 
könnte sein, Energienetze in 
Bürgerhand zu bringen. Dazu 
gab es ja in mehreren Städten 
Bürgerentscheide. In Ham-
burg wurde knapp gewonnen. 
Das ist schon eine Aussage, 
weil ja die Bürgerinitiativen 
nicht über die gleichen Mittel 
verfügen wie Vattenfall etc. 
und die etablierten Parteien, 
die gegen den Rückkauf der 
Netze waren. Ob der Hambur-
ger Senat den Entscheid ver-
nünftig umsetzt, das werden 
wir ja sehen, aber es wäre ein 
erster Schritt. 

Anabel Jujol: Liebe Cécile, vie-
len Dank, dass Du dir die Zeit 
für uns genommen hast. Wir 
wünschen Dir weiterhin viel Er-
folg auf Deiner Lesereise und 
natürlich bei Deinen Aktionen. 
Und bei Deiner nächsten Ge-
richtsverhandlung im Ruhrge-
biet sind wir wieder dabei.

Im Februar machte das Eichhörn-
chen auf Einladung vom Attac-
Netzwerk Essen Station in Essen
� Foto: Olaf Eybe

Der Begriff 
Atomstaat 

beschreibt einfach 
eine gewisse 

Realität.

Protest vor der E.ON-Hauptversammlung in der Grugahalle
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Von Daniel Kerekeš

Armut, Korruption, Privatisie-
rung und Massenentlassungen 
sind nur einige der 
Dinge, die die Men-
schen in Bosnien 
seit 1990 ertra-
gen mussten. Das 
Land, das nach 
mehreren Jahren 
Bürgerkrieg „end-
lich“ im Kapitalis-
mus angekommen 
war, konnte sich 
wohl nie so recht 
daran gewöhnen. 
Immerhin bildete 
sich schnell eine 
bosnische Ober-
schicht, welche in 
familienartigen Clans die gesam-
ten „Kronjuwelen“ Bosniens, die 
durch die Menschen erarbeitet 
worden waren, verscherbelte 
und sich selbst 
bere icher te . 
ArbeiterInnen, 
StudentInnen 
und RenterInnen blieben auf der 
Strecke – eine Privatisierungs-
welle folgte der nächsten, die 
Betriebe gingen Pleite oder fie-
len in die Hände von skrupello-
sen Managern, die nur an Profit-
maximierung interessiert waren.

Am 5. Februar begannen die 
sozialen Proteste in Tuzla, ei-
ner der bedeutendsten Indust-
riestädte Bosniens. Zumindest 

war sie das einmal, 
denn aufgrund der 
P r i va t i s i e r ungen 
ehemaliger Staats-
betriebe und der da-
mit einhergehenden 
Korruption, ist der 
Großteil der ehe-
maligen bosnischen 
Marktführer heute 
insolvent oder dras-
tisch geschrumpft. 
Viele der Kohle-, 
Salz- und Chemiefir-
men haben bereits 
ihre Pforten ge-
schlossen, und jene, 

die noch offen sind, zahlen ihren 
ArbeiterInnen schon seit Mona-
ten keine Gehälter mehr, womit 
die soziale Schere immer wei-

ter auseinander 
geht. Dies wollen 
die Menschen 
nicht länger dul-

den, denn ihnen fehlt das Geld 
für Wasser und Brot – darum 
zogen nun Anfang Februar meh-
rere hundert Menschen vor das 
Gebäude der Kantonsregierung 
in Tuzla, doch diese lehnte jeg-
liche Verhandlungen ab.

Unter dem Motto „50.000 + X 
auf die Straße“ organisierten 
sich die Massen per Internet zu 
Protesten im gesamten Land. 
Den Demonstrationen schlos-
sen sich in vielen Städten Stu-
d e n t I n n e n , 
RenterInnen 
und weitere 
Gruppen an. Insgesamt kam es 
in über 25 Städten zu Protesten, 
die in einigen, wie z.B. Zenica, 
Sarajevo oder Banja Luka, noch 
heute andauern. Was den Pro-

Tages das Volk vereint. Ich glau-
be, dass das die größte Furcht 
unserer Elite ist.“ 

Nach dem Abebben der gewalt-
samen Proteste haben sich in-
zwischen in mehreren Städten 
Räte gebildet. In Tuzla tagte die 
„Versammlung aller BürgerIn-
nen“ bereits zum 20. Mal. Die 
Menschen wollen sich nicht 
mehr repräsentieren lassen, 
sondern selber handeln. Das 
Ziel der Räte ist es, sich über 
das weitere Vorgehen zu bera-
ten. Denn man wird die aktuelle 
Form der Herr-
schaft nicht 
länger akzep-
tieren - im 
Internet heißt 
es bereits: „Und bald werden 
alle sagen: 2014 begann es in 
Tuzla!“ Bereits nach ihrer zwei-
ten Sitzung stellte das Plenum 
drei zentrale Forderungen auf. 
Zunächst sollten alle verbliebe-
nen Beamten die Sicherheit der 
Protestierenden gewährleisten. 
Desweiteren soll das Regio-
nalparlament alle Maßnahmen 
ergreifen, damit das Plenum 
der BürgerInnen im März eine 
neue, eigene Regierung ein-
setzen kann. Das Interesse der 
Menschen nimmt von Tag zu Tag 

testen häufig fehlt, ist ein anti-
kapitalistischer Charakter. Die 
Protestierenden sind Menschen, 
die sich zumeist von der Politik 
abgewandt haben. „Wahlen brin-
gen nix, die Proteste müssen 

sich ausweiten“, 
war von vielen 
Demonstrierenden 

zu hören. Die berühmte bosni-
sche Ökonomin Svetlana Cenić 
erklärte gegenüber „Slobodna 
Evropa“: „Die größte Furcht der 
Regierung ist, dass sich eines 

Bosnien: vom Protest zu ArbeiterInnenräten!

Frust über 
Korruption, 
Privatisie-
rung und 
Arbeits-
losigkeit 
entlud sich 
in ganz 
Bosnien

DIE LINKE vertritt als einzige 
Partei im Bundestag eine kon-
sequente Ablehnung von Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr. 
Gibt es Umstände, unter denen 
solche Einsätze sinnvoll sein 
könnten?

Nein. Auslandseinsätze der Bun-
deswehr können unter keinen 
Umständen sinnvoll sein, da ist 
sich die gesamte Bundestags-
fraktion der LINKEN einig. Aller-
dings verkauft die Bundesregie-
rung die meisten Entsendungen 
der Bundeswehr auch nicht als 
Beteiligung am Krieg. Nach Mali 
zum Beispiel wurden im Rahmen 
eines EU-Einsatzes Ausbilder 
der Bundeswehr geschickt. Da 
heißt es dann, es handele sich 
gar nicht um einen Kampfein-
satz, sondern um eine andere 
Form der Aufbauhilfe eines zer-
rütteten Landes. Auch das lehne 
ich ab, denn diese Aufbauhilfe 
fügt sich in ein Gesamtszena-
rio ein, dass auf ausländische 
Militärintervention zur Wahrung 
westlicher Interessen setzt. Im 
angesprochenen 
Fall Mali hat die 
französische Ar-
mee einen Feld-
zug durchge-
führt, der – wie 
nun herauskam 
– lange vorberei-
tet war und der vor allem der Si-
cherung von Rohstoffinteressen, 
insbesondere der Atomindustrie 
dient.

Der Ausbildungseinsatz der 
Bundeswehr dient dazu, mit-
zumischen – auch wenn die 
deutschen Truppen nicht selbst 
kämpfen. Die Bundesregierung 
hat den Anspruch, überall einen 
Fuß in der Tür zu haben, um das 
eigene geopolitische Gewicht im 
Interesse des deutschen Kapitals 
zu stärken. Das lehne ich ab.

Wie könnte den Menschen, die 
unter Diktaturen leiden, gehol-
fen werden?

Zunächst einmal sollten wir fest-
halten: Das menschliche Leid 
wird immer dann von den an-
deren Parteien vorgeschoben, 
wenn sie mal wieder irgendwo-

hin deutsche 
Truppen ent-
senden wol-
len. Als wir 
uns gegen die 
Entsendung 
deutscher Of-
fiziere nach 

Sudan im Rahmen des Mandates 
UNAMID gestellt haben, über-
schlugen sich die Grünen fast: 
DIE LINKE würde den Völker-
mord in Darfur angeblich taten-
los hinnehmen. 

Tatsächlich stellte sich UNA-
MID als eine völlig ineffektive 
Mission heraus. Sie verschlingt 
Milliarden, ohne dass sie irgend-
etwas an den Auseinanderset-
zungen vor Ort ändert. Doch 
weder von den Grünen noch 
von irgendjemand anders hört 
man noch etwas über die Lage 
in Darfur. Die moralische Empö-
rung wird an- und abgestellt, wie 
es gerade geostrategisch passt.

Grundsätzlich bin ich der Auffas-
sung, dass Regime, wie die suda-
nesische Diktatur unter Präsident 
Omar al-Bashir, nur von innen 
heraus bekämpft werden kön-
nen und sollten. Auch in diesen 
Ländern gibt es eine politische 
Linke, gibt es Gewerkschaften, 
gibt es soziale Bewegungen. Um 
beim Beispiel Sudan zu bleiben: 
Dort herrschen seit zwei Jahren 
heftige soziale Konflikte, die un-
sere Solidarität verdienen und 
von denen wir viel lernen können. 
Im letzten Jahr haben wir eine 
Aktivistin aus dem Sudan zu Ge-
sprächen nach Berlin eingeladen. 
Dieser Kontakt wurde wichtig, als 
das Regime Menschenrechtsak-
tivisten verhaftete. Gemeinsam 
mit anderen Abgeordneten der 
LINKEN habe ich mich für deren 
Freilassung eingesetzt.

Besonders dramatisch ist aktu-
ell die Lage in Syrien. Welche 
Entwicklungen siehst du dort?

In Syrien haben sich die Men-
schen 2011 gegen die Diktatur 
eines Familienclans erhoben, 
der sich maßlos bereichert und 

3 Fragen an … 
Christine Buchholz zur Außen- und Sicherheitspolitik der LINKEN

„Die moralische 
Empörung wird 

an- und abgestellt, 
wie es gerade 

geostrategisch passt.“

Christine 
Buchholz 
(MdB) ist 
friedens-
politische 
Sprecherin 
der LIN-
KEN-Bun-
destags-
fraktion.

Mehr Infos zu 
ihren Aktivitäten 
unter 
christinebuchholz.
de/

Friedens- und Um-
weltgruppen gin-
gen früher meist 
getrennte Wege. 
Doch immer 
mehr Menschen 
wurde in den letz-
ten Jahren klar, dass 
die zivile und die mili-
tärische Nutzung der Atom-
technologie zwei Seiten der-
selben Medaille darstellen. 
Wer die militärische Nutzung 
bekämpft, kann über die ver-
meintlich zivile Nutzung nicht 
schweigen.
Seit etwa zwei Jahren hat sich die 
Zusammenarbeit von Friedens-
bewegung und Antiatom-Initiati-
ven in NRW gut entwickelt. 2010 
führte der AK Umwelt in Gronau 
erstmals einen Ostermarsch 
zur Urananreicherungsanlage 
durch, 2012 wurden RednerIn-
nen zwischen Gronau und dem 
Ostermarsch Rhein-Ruhr ausge-
tauscht. Im Herbst 2012 stellte 
die DFG-VK ihre Landeskonfe-
renz unter das Motto „Gemein-
sam gegen Atomanlagen“, Udo 
Buchholz vom Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) referierte. Am 16.11.2013 
fand eine gemeinsame Fachta-
gung statt. Zusammen wurde 
auch zu den Jahrestagen der Re-
aktorkatastrophe von Fukushi-
ma mobilisiert. In diesem Jahr 

fand die Demo 
am 8. März 
in Jülich vor 
dem dortigen 
„Forschungs-
z e n t r u m “ 

statt, jenem 
auf harmlos um-

benannten ehema-
ligen „Kernforschungs-

zentrum“, in dem man derzeit 
noch 152 Castor-Behälter mit 
hochradioaktivem Atommüll vor 
sich hin strahlen lässt. 
Auch der Ostermarsch steht 
in diesem Jahr im Zeichen der 
Zusammenarbeit. Vom 19.-21. 
April 2014 stehen vielfältige 
Veranstaltungen auf dem Pro-
gramm: „Raus aus der NATO“, 
„EU-Militärinterventionen und 
Flüchtlingsabwehr“, „Atom-
kraft/waffen abschaffen“, 
„Nein zu Rassismus und Krieg“. 
Abschluss ist am Ostermontag 
im Dortmunder Wichernhaus. 
Zum Thema „Nein zu deutschen 
Kriegseinsätzen – Nein zum 
Drohnenkrieg“ diskutieren Willi 
Hoffmeister (Ostermarsch-Koor-
dinator) und Tobias Pflüger (In-
formationsstelle Militarisierung, 
Mitglied der Partei DIE LINKE). 
Der Aufruf zum Ostermarsch, 
alle RednerInnen und alle Orte 
und Zeiten können unter www.
ostermarsch-ruhr.de abgerufen 
werden. 

Friedens- und Antiatom-Bewegung verstärken 
Zusammenarbeit:

Auf zum 
Ostermarsch 
Rhein-Ruhr!

Der Ostermarsch in Essen

Am Ostersonntag, dem 20. April 2014, werden die Friedensfreun-
dInnen um 9.30 Uhr auf dem Willy-Brandt-Platz von Bernhard 
Trautvetter (Essener Friedensforum) begrüßt und schmücken ihre 
Fahrräder. Auch DIE LINKE. Essen packt ihren Infostand aus. Neu 
in diesem Jahr: Der Fahrradcorso führt zum RWE-Tower, um gegen 
die Energie- und Atompolitik des Großkonzerns zu streiten, dort 
sprechen Björn Ahaus (Greenpeace Essen) und Katrin Ganswindt 
(urgewald e.V., angefragt). Um 10.40 Uhr geht der Fahrradcorso 
über Gelsenkirchen, Wattenscheid und Herne bis zum Bahnhof 
Langendreer. Mitmachen lohnt sich!

zu. So reichte zunächst der Platz 
eines alternativen Cafés für die 
erste Sitzung, und nun ist selbst 
das größte Theater der Stadt zu 
klein. Das Plenum in Zenica fei-
erte unlängst seinen ersten Er-
folg: Es zwang die Kantonsregie-
rung zum Rücktritt. Eine weitere 
Forderung des Zenica-Plenums 
ist die Begrenzung der Gehälter 
im öffentlichen Dienst auf das 
maximal Dreifache des Durch-
schnittslohns (ca. 1.250,00 
Euro). 

Die Protestierenden erfahren 
im Internet riesi-
ge Unterstützung 
aus ganz Euro-
pa. Auf der Seite 
„Unterstützen wir 

die Proteste in Bosnien“ haben 
sich innerhalb weniger Tage 
über 74.000 Likes angesammelt. 
Auch auf Twitter ist die Resonanz 
riesig. So schreibt ein Twitterer: 
„Die Situation in Tuzla sei drama-
tisch und außer Kontrolle, aber 
wenn die Leute nicht einmal Brot 
zu essen haben, ist es nicht dra-
matisch?“ Auch in Deutschland 
hat sich eine Solidaritätsbewe-
gung gebildet, die sich mit den 
Protesteten in Bosnien, aber 
auch im gesamten ehemaligen 
Jugoslawien, solidarisiert. 

jede Kritik blutig unterdrückt. 
Die Bewegung entstand als Teil 
der arabischen Revolutionen. 
Das Regime hat die Bewegung 
in einen brutalen Bürgergrieg hi-
neingezwungen, der nun schon 
über zwei Jahre währt und über 
100.000 Menschenleben gefor-
dert hat. Es gibt Millionen Flücht-
linge. Die Bundesregierung 
müsste viel mehr tun, um diesen 
Menschen zu helfen.

Noch immer gibt es in Syrien ein 
Netzwerk an lokalen Koordinie-
rungskomitees, aus dem heraus 
der Protest gegen das Regime, 
und im zunehmenden Maße 
auch gegen die al-Kaida-nahen 
Kräfte des „Islamischen Staat 
im Irak und Syrien“ organisiert 
wird. In vielen befreiten Gebie-
ten wird das Leben neu von 
unten organisiert. Vor diesem 
Hintergrund gibt es auch eine 
neue syrische Linke, die sich 
langsam zu entwickeln scheint. 
Es sind diese Kräfte, die unsere 
Unterstützung verdienen.

Interventionen von außen lehne 
ich kategorisch ab. Das sau-
dische Regime zum Beispiel 
schickt bestimmten Gruppen 
Waffen, um den Konflikt gegen 
das Regime zu einer religiösen 
Auseinandersetzung zu ma-
chen. Ohne Russland wiederum 
würde sich das Assad-Regime 
nicht mehr länger halten kön-
nen. Deutschland hat Patriot-
Raketen in die Nähe der türkisch-
syrischen Grenze geschickt. All 
diese Maßnahmen helfen der 
syrischen Bevölkerung nicht, 
sondern drohen den Konflikt zu 
internationalisieren. Deswegen 
muss die Bundeswehr unver-
züglich die Raketenstaffeln aus 
der Türkei abziehen. Daher auch 
eine wichtige Forderung der LIN-
KEN: Der Abzug der Raketenstaf-
feln aus der Türkei.

Das Interview führte für den ES-
SENER MORGEN Jules El-Khatib

„Für ein besseres 
Morgen!“

ArbeiterInnenräte?

Weltweite 
Solidarität

Daniel Kerekeš ist 
Mitglied im Spre-
cherInnenrat der 
linksjugend [’solid] 
NRW
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Kurznachrichten 
aus dem

Parlament:

Humanitäre Hilfe statt 
Soldaten nach Somalia

Während die Bundesregierung 
ihre Verantwortung in Afrika vor allem 
durch die Entsendung von Soldaten 
wahrnehmen will, droht in Somalia 
eine neue Hungersnot. Von Waffen ist 
aber bekanntlich noch niemand satt 
geworden, erklärt Niema Movassat, 
Sprecher für Welternährung der Frak-
tion DIE LINKE, anlässlich der aktuel-
len Warnung der Vereinten Nationen 
vor einer neuen Hungerkatastrophe. 
Die letzte Hungersnot in Somalia ist 
gerade einmal zwei Jahre her und hat 
eine Viertelmillion Menschen das Le-
ben gekostet. Wirkliches Verantwor-
tungsbewusstsein bedeutet, die hu-
manitäre Hilfe dort und in anderen 
afrikanischen Ländern massiv aufzu-
stocken und gleichzeitig nachhaltige 
Entwicklungsstrategien zu fördern. 
Der Nährboden für Hunger und be-
waffnete Konflikte ist meist derselbe: 
der Zusammenbruch lokaler Wirt-
schaftskreisläufe sowie der fehlende 
Zugang großer Bevölkerungsteile zu 
elementaren Dingen wie Boden, Was-
ser und Einkommen. DIE LINKE for-
dert die Bundesregierung auf, ihre 
neue Afrika-Strategie gemeinsam mit 
den afrikanischen Staaten und der Zi-
vilbevölkerung zu entwerfen und den 
Schwerpunkt auf die Beseitigung sozi-
aler Ungleichheiten zu legen. Ziel 
muss sein, den afrikanischen Staaten 
den Aufbau eigener Strukturen und 
sozialer Sicherungssysteme zu ermög-
lichen.

LINKE spendet 
Diätenerhöhung!

Der Deutsche Bundestag hat 
gegen die Stimme der LINKEN be-
schlossen, die eigenen Bezüge um 
830,00 Euro pro Monat, das sind pro 
Jahr 9.960,00 Euro, zu erhöhen. In ei-
ner Gesellschaft, in der die Reallöhne 
seit Jahren sinken, ist dies nur ein wei-
terer Affront gegen die Beschäftigten 
und Erwerbslosen des Landes. Die Ab-
geordneten der Fraktion DIE LINKE 
haben einstimmig beschlossen, dass 
jede/r von ihnen aus der Diätenerhö-
hung 1.500,00 Euro den SOS-Kinder-
dörfern spendet. So kommen 100.000 
Euro zusammen, die den 15 SOS-Kin-
derdörfern noch in diesem Jahr zur 
Verfügung gestellt werden. Die Links-
fraktion hat lediglich eine einzige Be-
dingung an die Spenden geknüpft: Die 
Kinder müssen selber entscheiden 
können, was mit dem Geld geschehen 
soll. „Wenn der Nettodiätenanstieg 
diesbezüglich verbraucht ist, haben 
wir allen Abgeordneten empfohlen, 
die anschließende Nettodiätenerhö-
hung an geeignete Projekte und Initia-
tiven im Wahlkreis zu spenden“, 
schließt die Fraktion in ihrer Presse-
mitteilung.

Von Niema Movassat

In Deutschland wächst seit geraumer 
Zeit der Rassismus gegen Geflüchtete 
und EinwandererInnen. Einige Politike-
rInnen machen diese für die Missstände 
in Deutschland und der EU verantwort-
lich. Etablierte Parteien und Rechtspo-
pulisten hetzen gegen Armutszuwan-
derung und pochen auf den Erhalt der 
europäischen Grenzschutzorganisation 
Frontex, um die Festung Europa vor der 
„Flut“ aus Afrika zu retten.

Binnenmigration

Aktuell ist es neben den „üblichen Verdäch-
tigen“ und der AfD vor allem die CSU, die 
den Rassismus in Deutschland befeuert: 
„Wer betrügt, der fliegt“, ist wohl das „ge-
heime“ Wahlkampfmotto der bayrischen 
Partei. Damit werden insbesondere EU-Zu-
wanderInnen unter den Generalverdacht 
gestellt, einzig nach Deutschland zu kom-
men, um das Sozialsystem zu missbrau-
chen. Das durch die konservativen und 
rechtspopulistischen Parteien gezeichnete 
Bild von EinwanderInnen bekommt aber 
ein noch stärkeres „Geschmäckle“ – denn 
es richtet sich vor allem gegen Roma. Hier 
wird teilweise mit dem Verweis auf Prob-
leme in Ruhrgebietsstädten wie Duisburg 
das alte Bild der „Zigeuner“ neu belebt. 
Angesichts des 75. Jahres seit dem Aus-
bruch des 2.Weltkriegs ist dies auch unter 
historischen Gesichtspunkten besonders 
verwerflich. Trotz alledem möchte auch 
die Sozialdemokratie ZuwanderInnen den 
Zugang zu Transferleistungen erschweren 
und steht insgesamt für eine repressive 
Asyl- und Einwanderungspolitik. So hat 
sich die SPD im Koalitionsvertrag mit CDU 
und CSU dazu bekannt, „der ungerechtfer-
tigten Inanspruchnahme von Sozialleistun-
gen durch EU-Bürger“ entgegenzuwirken. 
Progressive Asylpolitik sieht anders aus.

Die aktuelle Situation erinnert zuneh-
mend an den Beginn der 90er Jahre, als 
alle bürgerlichen Parteien im Deutschen 
Bundestag 1993 das Asylrecht faktisch 
abschafften und die Gewalt und Hetze ge-
gen Geflüchtete und EinwanderInnen ihren 
Höhepunkt mit den Brandanschlägen in 
Rostock und Solingen fanden. Das heutige 
propagierte Feindbild besteht  zum einen 
aus Roma und Sinti aus den EU-Ländern 
Rumänien und Bulgarien oder aus den ehe-
maligen jugoslawischen Republiken, zum 
anderen aus AfrikanerInnen, die angeblich 
in Massen das Mittelmeer überqueren, um 
in das „deutsche bzw. europäische Sozial-
system“ einzuwandern.
Die etablierten Parteien warnen bei Roma 
und Sinti vorwiegend vor einer so genann-
ten Armutseinwanderung, die das Sozi-
alsystem und die Kommunen überlasten 

würde. Dabei ist der angebliche „Sozial-
missbrauch“ weitgehend eine Erfindung 
der Politiker und der Medien. Wenn man 
die Fakten zugrunde legt, ergibt sich ein 
gegenteiliges Bild: Das Institut für Arbeits- 
und Berufsforschung (IAB) fand heraus, 
dass „Rumänen und Bulgaren weitaus we-
niger Sozialleistungen als andere Auslän-
dergruppen beziehen“. Laut der Studie des 
IAB gibt es keine Hinweise, dass Rumänen 
und Bulgaren in Deutschland ihr Einkom-
men aus selbständiger Arbeit massenhaft 
mit Hartz4 aufstocken. MigrantInnen aus 
den südosteuropäischen EU-Staaten bezie-
hen auch seltener Kindergeld als deutsche 
Staatsbürger, und die Quote der Hartz4-
EmpfängerInnen liegt deutlich niedriger als 
bei anderen MigrantInnengruppen. 

Afrikanische Flüchtende

Neben der Diskussion um Roma und Sin-
ti hat vor allem das Schiffsunglück vor 
Lampedusa Anfang Oktober, bei dem über 
300 Menschen ihr Leben ließen, die euro-
päische Migrationspolitik wieder auf die 
politische Tagesordnung und in das Be-
wusstsein vieler Menschen in ganz Europa 
gerückt. An der Tragödie, die sich täglich 
an den Außengrenzen der EU abspielt, hat 
sich allerdings im vergangenen Jahr nichts 
geändert. Es gab einen moralischen Auf-
schrei, dem sich auch der Papst anschloss, 
der jedoch ohne Konsequenzen blieb. Es 
geht um einige zehntausend Menschen, 
die jedes Jahr versuchen, nach Europa zu 
gelangen. Sie suchen Schutz und Zuflucht 
vor Verfolgung, Not und Elend, einen Aus-
weg aus Perspektivlosigkeit und Unterdrü-
ckung, die Europa mit zu verantworten hat.
Nach Angaben des UNHCR gab es Ende 
2010 weltweit 43,7 Millionen Menschen, 

die aufgrund von Kriegen und Konflik-
ten oder Verfolgung vertrieben wurden. 
Weitere Ursachen für die große Zahl der 
Flüchtlinge sind Hungerkatastrophen, Ent-
zug der Lebensgrundlagen, dramatische 
ökologische Veränderungen aber auch 
Repressionen im Herkunftsland. Immer 
wieder wird auch auf den Zusammenhang 
der Fluchtbewegungen mit der Verbreitung 
von Kleinwaffen hingewiesen. Gesellschaf-
ten werden militarisiert und Konflikte es-
kalieren eher in gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen, wenn der Griff zur Waffe 
selbstverständlich wird. Waffenexport und 
Flüchtlingsströme stehen also in enger 
Verbindung. Deutschland spielt dabei eine 
unrühmliche Rolle als einer der größten 
Waffenexporteure der Welt. Vor allem bei 
Kleinwaffen ist Deutschland führend, welt-
weit.

So sehr Europa nach innen auf Binnenfrei-
heit und Freizügigkeit setzt, so brutal ist 
sein Grenzregime: riesige Mauer- und Sta-
cheldrahtsysteme, Grenzpolizei, Frontex – 
Maßnahmen, um die „Festung Europa“ mit 
aller Härte zu schützen. Im Kern der völlig 
falsch ausgerichteten europäischen Politik 
steht neben der Grenzschutzagentur Fron-
tex, deren Hauptaufgabe die Abwehr von 
„illegaler Migration“ ist, insbesondere der 
sogenannte Dublin II-Vertrag. Der Vertrag 
legt fest, welcher Staat für einen Asyl-
antrag zuständig ist. So besagt er, dass 
Flüchtende ihre Asylanträge in dem Land 
stellen müssen, in dem sie zuerst sicheren 
Boden erreicht haben. Flüchtlinge, die sich 
wahrscheinlich relativ problemlos über die 
EU verteilen würden, wenn man sie denn 
ließe, werden so künstlich an wenigen Or-
ten konzentriert und die Verantwortung 
auf diese Länder abgewälzt.
Dem aktuellsten Asylbericht zufolge wur-

den im Jahr 2013 in Deutschland 127.000 
Asylanträge gestellt. 40 Prozent der An-
träge wurden abgelehnt. Ein Ergebnis der 
Abschaffung des Asylrechts von 1993 - 
nicht der nicht-vorhandenen Not der Men-
schen! Sowohl 2010, 2011 als auch 2012 
kam es zu ca. 7.000 Abschiebungen. Die 
Zahl der unerledigten Verfahren liegt bei 
ca. 96.000, wodurch die betroffenen Men-
schen Monate lang im Ungewissen belas-
sen werden. Für die Betroffenen hat dies 
schwerwiegende Folgen: Diese haben we-
der die Möglichkeit eine eigene Wohnung 
zu beziehen, noch ist es ihnen erlaubt Ar-
beit zu suchen, stattdessen erhalten sie 
von Kommunen Gutscheine, die zu einer 
weiteren Stigmatisierung der Asylsuchen-
den führt. Ebenso ist ihre Freizügigkeit ein-
geschränkt: Die Residenzpflicht verbietet 
es ihnen, die Grenzen der Stadt, in der sie 
untergebracht sind, zu verlassen, obwohl 
Artikel 11 des Grundgesetzes die Freizü-
gigkeit zum Grundrecht erhebt.

DIE LINKE hat sich immer mit Überzeu-
gung und aller Kraft für ein offenes und 
solidarisches Europa eingesetzt. Die euro-
päische Grenzschutzagentur Frontex muss 
sofort aufgelöst und das Asyl- und Flücht-
lingssystem in der EU humanitären Grund-
sätzen unterworfen, sowie der Dublin II-
Vertrag aufgelöst werden. Wir wollen als 
LINKE keine Festung Europa. Wir wollen 
ein Europa, das Fluchtursachen bekämpft 
und dabei auch die eigene Rolle und Ver-
antwortung zur Kenntnis nimmt und ver-
ändert. Ein Europa, das für Weltoffenheit 
steht, das Menschen, die Hilfe brauchen, 
auch Hilfe gibt. Der Weg dahin ist lang. 
Ein guter Beginn wäre, konsequent den 
Rassismus zu benennen, der immer wie-
der aufflammt, und ihn konsequent in die 
Schranken zu weisen.

Für eine andere Asylpolitik!

Für die neue Bundestagswahlperio-
de hat die bisherige Essener LINKE-
Abgeordnete Ulla Lötzer nicht mehr 
kandidiert. Dafür vertritt nun Niema 
Movassat Essen im Deutschen Bundes-
tag. Vor kurzem eröffnete er sein neues 
Bürgerbüro hier in der Severinstraße 1. 

Niema Movassat ist 29 Jahre alt und wurde 
als Sohn iranischer Eltern in Wuppertal ge-
boren. Sein Abitur machte er in Oberhau-
sen und studierte im Anschluss Rechts-
wissenschaften an der Heinrich-Heine 
Universität Düsseldorf. 2009 legte er sein 
juristisches Staatsexamen mit der Note 
„gut“ am Oberlandesgericht Düsseldorf ab 
und ist seitdem Diplom-Jurist. Schon 2009 
ging er für DIE LINKE in den Deutschen 
Bundestag. 2013 erfolgte nun die Wieder-
wahl - erneut über die nordrhein-westfäli-
sche Landesliste der Partei DIE LINKE. 
Für Politik hat er sich bereits früh inter-
essiert. Das maßgebliche Ereignis für ihn, 
sich politisch zu engagieren, war der Koso-
vokrieg 1999, bei dem Deutschland unter 
Rot-Grün erstmals seit 1945 wieder einen 
Krieg führte. Damals zeigte sich einmal 
mehr, dass im Krieg zuerst die Wahrheit 

stirbt und den Menschen Lügenmärchen 
aufgetischt werden, um Kriegseinsätze zu 
rechtfertigen. Da Niema Movassat Kriege 
als politisches Instrument strikt ablehnt, 
war der Schritt zur PDS – einer Vorgänge-
rin der Partei DIE LINKE – nur konsequent. 

LINKER Bundestagsabgeordneter
für Essen: Niema Movassat

Diese Bundestagspartei war als Einzige 
ebenfalls dagegen. 
Aber auch in der sonstigen Program-
matik zeigten sich schnell gemeinsame 
Schnittmengen. Vor allem mit ihrer Kritik 
an Hartz4, Wehrpflicht und dreigliedrigem 

Schulsystem konnte sich Niema Movassat 
identifizieren. 
Bevor er erstmals in den Bundestag einzog, 
war er auf vielen Ebenen des Jugendver-
bands Linksjugend [‘solid] und der Partei 
aktiv. So war er von 2002 bis 2005 Lan-
dessprecher des Jugendverbands und von 
2003 bis 2008 jugendpolitischer Sprecher 
erst des Landesvorstands und danach von 
2008 bis Mai 2010 des Bundesvorstands 
der LINKEN.
In der letzten Wahlperiode des Bundestags 
war er Mitglied im Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung. Sein parlamentarischer Schwerpunkt 
hierbei war und ist die Frage der globalen 
sozialen Gerechtigkeit, denn 10 Prozent 
der Weltbevölkerung besitzen 85 Prozent 
des Weltvermögens, während gleichzeitig 
eine Milliarde Menschen weltweit hungert 
und alle fünf Sekunden ein Kind an Hun-
ger stirbt. Hieran grundlegend etwas zu 
ändern, ist Ziel seiner politischen Arbeit. 
Politik findet aber auch außerhalb des Par-
laments statt – hier engagiert sich Niema 
Movassat seit Jahren in antifaschistischen 
Bewegungen und friedenspolitischen Initi-
ativen. 

Demonstration der Flüchtlingsgruppe „Lampedusa in Hamburg“� Foto: flickr.com

LINKER Ratsfraktionsvorsitzender Hans Peter Leymann-Kurtz überreicht 
passenden Wandschmuck fürs neue BürgerInnenbüro� Foto: Daniel Kerekeš

Kontakt
Telefon +49(0)201-81337730
Telefax  +49(0)201-81337731
eMail: niema.movassat@
wk2.bundestag.de
Internet: www.movassat.de 

Öffnungszeiten

Das BürgerInnenbüro im Heinz-Renner-
Haus ist geöffnet:
dienstags 	 von 10.00 bis 16.00 Uhr
mittwochs 	 von 14.00 bis 18.00 Uhr
donnerstags 	 von 10.00 bis 16.00 Uhr
freitags 	 von 10.00 bis 16.00 Uhr

Die Landesgeschäftsstelle des Jugend-
verbandes ’solid ist ab sofort ebenfalls 
im Heinz-Renner-Haus erreichbar:
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Ausgehtipps:
Freitag, 14. März, 15.30 Uhr 
und 17.00 Uhr
Wahlversammlungen zur 
Aufstellung der LINKEN Be-
zirksliste für den Stadtbezirk 
8 (15.30 Uhr) und den Stadt-
bezirk 6 (17.00 Uhr), Heinz-
Renner-Haus, Severinstr. 1, 
Innenstadt

Samstag, 15. März, 11.00 
Uhr
„Pico Bello“ – Reinigungsspa-
ziergang in Kray, die Initiative 
„Kray ist bunt“ und SJD-Die 
Falken Holsterhausen säubern 
bei Spaziergängen die Stadt-
teile von Naziaufklebern und 
Nazischmierereien, Mitma-
chen erwünscht

Montag, 17. März, 18.30 Uhr
Aktiventreffen des Antiras-
sismus-Telefons, im Interkul-
turellen Solidaritätszentrum, 
Friedrich-Ebert-Straße 30, In-
nenstadt

Dienstag, 18. März, 18.30 
Uhr
Mahnwache der Jungsozialis-
ten Essen zur Bücherverbren-
nung von 1933, Gerlingplatz, 
Innenstadt

Mittwoch, 19. März, 19.00 
Uhr
„Arabische Revolten – Hin-
tergründe, Auswirkungen und 
Ausblick, Veranstaltung des 
Essener Friedensforums mit 
dem Politikwissenschaftler 
Ali Fatollah-Nejad, Volkshoch-
schule am Burgplatz, Essen-
Innenstadt

Donnerstag, 20. März, 18.00 
Uhr
„Rassismus und Antiziga-
nismus im Zuwanderungs-
diskurs“, Veranstaltung der 
Antifaschistischen Campus-
initiative und der DGB-Jugend 
mit Alexandra Graevskaja vom 
Duisburger Institut für Sprach- 
und Sozialforschung, DGB-
Haus, Teichstraße, Innenstadt

Donnerstag, 20. März, 18.30 
Uhr
Crypto-Party der LINKEN, The-
ma: Anonym im Internet mit 
TOR und VPN, Heinz-Renner-
Haus, Severinstraße 1, Innen-
stadt

Freitag, 21. März, 18.00 Uhr
„Lampedusa  - Flucht über das 
Mittelmeer“, Veranstaltung 
der Roten Antifa und der DGB-
Jugend, DGB-Haus, Teichstra-
ße, Innenstadt

Freitag, 21. März, 19.00 Uhr
Wahlversammlung zur Aufstel-
lung der LINKEN Bezirksliste 
für den Stadtbezirk 9, Heinz-
Renner-Haus, Severinstr. 1, 
Innenstadt

Samstag, 22. März, ab 12.00 
Uhr
12.00 Uhr: „Reclaim the City 
– Mehr Freiräume, mehr Platz 
für die Jugend“, Demonstrati-
on des Essener Jugendbünd-
nisses, Willy-Brandt-Platz, In-
nenstadt
15.00 Uhr: Bärendelle-Fest, 
Park an der Bärendelle, Froh-
nhausen
20.00 Uhr: „Reclaim the City“, 
Konzert des Essener Jugend-
bündnisses im EMO, Julien-
straße 41, Rüttenscheid

Samstag, 22. März, 13.30 
Uhr
Demo „Energiewende retten!“, 
DGB-Haus Düsseldorf, Fried-
rich-Ebert-Straße

Dienstag, 25. März, 10.00 
Uhr
Erwerbslosenfrühstück des 
Essener Erwerbslosenple-
nums, Heinz-Renner-Haus, Se-
verinstraße 1, Innenstadt

Freitag, 28. März, 16.00 Uhr
Essener Erwerbslosenplenum 
im Heinz-Renner-Haus, Sever-
instraße 1, Innenstadt

Seit nunmehr sechs 
Monaten beschäftigen 
die Vorgänge bei den 

Entsorgungsbetrieben 
Essen (EBE) die Politik. 
Gesellschafter der EBE 

sind einerseits die Stadt 
mit 51 Prozent sowie der 

private Minderheitsge-
sellschafter Remondis 

mit 49 Prozent. Für Ende 
März ist ein abschließen-
der Prüfbericht angekün-

digt, dennoch bleiben 
Fragen offen, die im 

Zusammenhang mit der 
EBE-Affäre aufgeworfen 

worden sind-

Ende September wur-
de publik, dass der damalige 
SPD-Ratsherr Harald Hoppen-
sack über einen Beraterver-
trag, der nicht ordnungsgemäß 
angegeben worden war, über 
200.000,- Euro jährlich von der 
EBE erhalten hatte. Nicht weni-
ge fragten sich, welche Grund-
lage diese durch den damaligen 
städtischen (und alleinigen) 
Geschäftsführer der EBE, Klaus 
Kunze, freihändig vergebenen 
Verträge haben. Sowohl der 
damalige Ratsherr Hoppen-
sack wie der damalige EBE-
Geschäftsführer Kunze kamen 
unbequemen Fragen zuvor und 
traten am Tage der September-
Ratssitzung zurück. Es war an 
den LINKEN, noch für den Tag 
der Ratssitzung eine Aktuelle 
Stunde anzumelden, in der eine 
erste politische Debatte zu die-
sen Vorgängen stattfand. In der 
Folge wurden Wirtschaftsprüfer 
mit der Aufklärung der Vorgänge 
betraut, auch die Staatsanwalt-
schaft Essen nahm Ermittlungen 
auf. 
Schnell bestätigte sich, dass 
es weitere Unregelmäßigkeiten 
gab: Einzelne Betriebsratsmit-
glieder waren höher eingrup-
piert worden – was inzwischen 
zurück genommen wurde. Dem 
Betriebsratsvorsitzenden wurde 
ein Dienstwagen zur privaten 
Nutzung überlassen. Fußballkar-
ten wurden zur Pflege der poli-
tischen Landschaft vergeben, 
üppige Geschäftsessen und wei-
tere selbst gewährte Vergünsti-
gungen (zweiter Dienstwagen, 
Gesundheitschecks) wiesen auf 
eine gewisse Selbstbedienungs-
mentalität des Geschäftsführers 
Kunze hin. 

Offene Fragen

Was wusste der Oberbürger-
meister? 
Reinhard Paß ist langjähriger 
Vorsitzender des Aufsichtsra-
tes der EBE. Als solcher muss 
er nicht zwingend Kenntnis so-
wohl des Beratervertrages wie 
der weiteren Ungereimtheiten 
gehabt haben. Allerdings wür-
de auch Unkenntnis kein gutes 
Licht auf die Ausübung seiner 
Funktion bei der EBE werfen. 
Wie man es auch nimmt, gewin-
nen kann er kaum. Zumal – wie 
auf eine Anfrage der LINKEN 
bekannt wurde – das OB-Büro 
sehr wohl Kenntnis über den 
Beratervertrag von Herrn Hop-
pensack hatte. Zwar hatte der 
Ex-Ratsherr (fast) all die Jahre 
versäumt, seine Tätigkeit für das 
städtische Unternehmen anzu-
zeigen, wie es die Ehrenordnung 
des Rates verlangt hätte. Die 
gesetzlich vorgeschriebene Mel-
dung seiner „Nebentätigkeit“ 

Essener Filz und Kungel:

Die EBE-Affäre – ein Sittengemälde
gemäß Korruptionsbekämp-
fungsgesetz erfolgte regelmä-
ßig. Entgegen genommen wurde 
letztere Erklärung gleichfalls 
vom OB-Büro. Ein Abgleich der 
Informationen fand offenkundig 
nicht statt. Darauf angespro-
chen fragte ein Mitarbeiter, ob 
denn erwartet würde, dass das 
OB-Büro den Ratsmitgliedern 
„hinterher spionieren solle“.

Warum ausgerechnet Hop-
pensack?
Für einen derart dotierten Bera-
tervertrag sollte man schon eine 
entsprechende Gegenleistung 
erwarten. Allein diese lässt sich 
größtenteils nicht belegen. Feh-
lende Stundenabrechnungen, 
fehlende Leistungsnachweise 
und Zahlungen quasi auf Zuruf 
deuten zumindest auf gewisse 
„organisatorische Mängel“ sei-
tens der Geschäftsführung der 
EBE hin. Hatte niemand den 
Überblick über die Beträge, die 
im Laufe der Jahre an den „Be-
rater“ ausgezahlt wurden? War-
um wurden die an Hoppensack 
vergebenen Aufträge nicht ord-
nungsgemäß ausgeschrieben? 
Angesichts dieser Umstände 
muss man sich auch die Frage 
stellen, ob die an Herrn Hop-
pensack ausgezahlten Gelder 
überhaupt für ihn persönlich be-
stimmt waren?
Betriebsrat begünstigt?
Auch bei der Begünstigung des 
Betriebsrates muss die Frage 
gestellt werden, was damit be-
zweckt wurde? Wollte man ein-
fach nur besonders arbeitneh-
merfreundlich sein oder wurde 
vom Betriebsrat im Gegenzug 
erwartet, dass weggeguckt 
wurde, war er gar Teil eines 
Systems? Nachdem Verdi-Chef 
Grüll die Unregelmäßigkeiten 
und Verstöße anfangs als „Kin-
kerlitzchen“ abtat, geht man 
inzwischen auf Distanz: Zu den 
anstehenden Betriebswahlen 
kandidieren erstmals unter-
schiedliche Listen mit der Un-
terstützung von Verdi.

Aufklärungswillen bei der 
CDU?
Nachdem die CDU anfangs auf 
die Verstrickungen des Oberbür-
germeisters in den Filz seiner 
Genossen gezielt hat, ist das In-
teresse an weitergehender Auf-
klärung erlahmt. Kein Wunder, 
immerhin saßen auch Vertreter 
der CDU – ebenso wie der Grü-
nen – jahrelang im Aufsichtsrat 

und haben von all dem nichts 
mitbekommen. Das mutmaßli-
che Versagen des Oberbürger-
meisters ist ebenso ein Versa-
gen der anderen im Aufsichtsrat 
vertretenen Parteien (CDU und 
Grüne). Und es gab und gibt in 
diesem Gremium keine Vertre-
tung der LINKEN, die den ande-
ren hätte auf die Finger sehen 
können.

Versorgung auf Essener Art
Deutlich wurde auch, dass min-
destens eine ehemalige CDU-
Ratsfrau in erheblichem Umfang 
von Fußballkarten profitierte. 
Dass zwei ihrer Kinder bei den 
Entsorgungsbetrieben „ver-
sorgt“ wurden, mag man deuten 
und ist alles andere als ein Ein-
zelfall in dieser Stadt.
Es wäre erstaunlich, wenn ein 
derartiger Filz der einen großen 
Volkspartei, wie er sich mit der 
EBE-Affäre gerade ansatzwei-
se offenbart, ohne Wissen und 
Beteiligung der anderen großen 
Partei über Jahrzehnte funkti-
onieren könnte. Klar ist auch, 
dass die Einbeziehung der an-
deren großen Partei ein solches 
System umso reibungsloser lau-
fen lässt.

381.000,- Euro Abfindung für 
Nebentätigkeit
Beleg für die „Teilhabe“ der CDU 
ist ein Vorgang aus dem Jahre 
2008: Klaus Kunze, seinerzeit 
Geschäftsführer der EBE, nahm 
bis dato nebenamtlich die Ge-
schäftsführung der EVB, damals 
eine Tochtergesellschaft der 
EBE, wahr. Hierfür soll er zusätz-

lich eine Vergütung in Höhe von 
rund 1.000,- Euro monatlich er-
halten haben. 
Am  15.05.2008 wurde ein 
Aufhebungsvertrag zwischen 
der EVB und dem (nebenamt-
lichen) Geschäftsführer Kunze 
geschlossen, der Herrn Kunze 
eine Abfindung in Höhe von 
381.000,- Euro zusicherte. In 
der Folge wurde das Aufgaben-
gebiet der EVB erweitert, und 
sie war nicht mehr länger Toch-
ter der EBE, sondern kam direkt 
unters Dach der städtischen 
EVV-Holding. Und erhielt einen 
neuen Geschäftsführer: Wolf-
gang Fröhlich, seines Zeichens 
bis dato Büroleiter des damali-
gen CDU-Oberbürgermeisters 
Wolfgang Reiniger. In einem 
Schreiben der EBE an den neuen 
EVB-Geschäftsführer Fröhlich, 
welches der LINKEN vorliegt, 
wird Herr Fröhlich darauf hin-
gewiesen, dass er die Auszah-
lung dieser in der Höhe schwer 
nachvollziehbaren Abfindung für 
die nebenamtliche Tätigkeit des 
Herrn Kunze, bei der Liquiditäts-
planung seiner Gesellschaft bit-
te berücksichtigen möge. CDU-
Mann Fröhlich wurde somit über 
die fragwürdige Abfindung für 
SPD-Mann Kunze ins Bild ge-
setzt. Man fragt sich, war das 
der Preis dafür, dass die CDU 
den Büroleiter ihres Oberbürger-
meisters bei einer städtischen 
Gesellschaft „versorgen“ durf-
te? Wurde dieser Vorgang dem 
Aufsichtsrat der EBE oder den 
Ratsgremien zur Kenntnis ge-
geben? Und auch hier stellt sich 
wieder die Frage: Was wusste 

Oberbürgermeister Paß, der be-
reits seinerzeit Vorsitzender des 
EBE-Arbeitsausschusses war?

Ein Sittengemälde
Dies sind nur einige Punkte, in 
denen DIE LINKE derzeit Auf-
klärung verlangt. Was sich ab-
zeichnet ist ein Sittengemälde, 
das erschrecken mag. Sollten 
schlimmste Befürchtungen zu-
treffen, würde dies nicht we-
niger bedeuten, als dass sich 
(zumindest) die beiden großen 
Parteien über Jahre, wenn nicht 
Jahrzehnte die – oft gebühren-
finanzierten – städtischen Un-
ternehmen zur Beute gemacht 
hätten. 
Nach wie vor sind Besetzungen 
nach Parteibuch an der Tages-
ordnung. So wurde zuletzt der 
ehemalige SPD-Fraktionsge-
schäftsführer Kütemann-Busch 
zum Geschäftsführer der städ-
tischen Beschäftigungsgesell-
schaft EABG bestellt. Ein Mit-
bewerber, der es gewagt hatte, 
gleichfalls seinen Hut in den 
Ring zu werfen, bekam hier-
für die Quittung in Form einer 
Kündigung. Doch auch sein 
ehemaliger CDU-Kollege blieb 
nicht „unversorgt“ und wurde 
– in gleicher Sitzung – zum Ge-
schäftsführer der städtischen 
Gesellschaft für Soziale Dienste 
Essen (GSE) bestellt. Einzig die 
LINKE Ratsfraktion kritisierte 
dieses Vorgehen – übrigens 
deutlich vor Bekanntwerden der 
Unregelmäßigkeiten und Verstö-
ße bei der EBE.

Kontrolle versagt
All das deutet darauf hin, dass 
die Kontrolle der städtischen 
Gesellschaften durch die Poli-
tik in entscheidenden Punkten 
nicht funktioniert. Aufsichtsräte, 
die mutmaßlich unvollständig in-
formiert werden, aber auch allzu 
bereitwillig auf kritische Nach-
fragen verzichten, und die unter 
dem Siegel der Vertraulichkeit 
tagen, sind kaum geeignet, die 
notwendige Kontrolle dieser öf-
fentlichen Unternehmen – die 
letztlich den Bürgerinnen und 
Bürgern gehören – zu gewähr-
leisten. Und auch die Kontrolle 
der mehr oder minder „freiwilli-
gen“ Angaben von Ratsmitglie-
dern über ihre wirtschaftlichen 
Verflechtungen mit den städ-
tischen Unternehmen scheint 
allzu lax gehandhabt zu werden.

Die Rolle des Privaten
Es darf nicht unterschlagen 
werden, dass es ausgerechnet 
der private Minderheitsgesell-
schafter Remondis gewesen 
ist, der den Stein ins Rollen 
gebracht hat. Jahrelang zwar 
an den durchaus erquicklichen 
Gewinnen der EBE beteiligt, was 
unternehmerisch-strategische 
Fragen anging, jedoch konse-
quent ausgebootet, hatte man 
dort offenkundig Anfang letz-
ten Jahres den Kaffee auf, wie 
man hier so schön sagt. Die 
nochmalige Verlängerung des 
Vertrages von Geschäftsführer 
Kunze Anfang 2013 war Anlass 
für die besagten Prüfungen mit 
den bekannten Ergebnissen. 
Der Gesamtschaden für das Un-
ternehmen wird mittlerweile auf 
2,6 Millionen Euro veranschlagt. 
Die staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen dauern an.

Offenkundig war ausgerechnet 
ein privater Minderheitsgesell-
schafter nötig, um solch mas-
sive Verstöße in der Führung 
eines mehrheitlich öffentlichen 
Unternehmens aufzudecken. 
Beleibe kein Ruhmesblatt für die 
Essener Mehrheitspolitik.

Arbeitskreis „Soziale Kämpfe“ 
DIE LINKE sei ein Wahlverein – so 
der häufigste Vorwurf von Aktivis-
tInnen aus parteiunabhängigen 
und kapitalismuskritischen Orga-
nisationen. DIE LINKE werde nur 
aktiv, wenn es um „Pöstchen“ und 
„Wahlen“ ginge, doch zur echten 
sozialen Bewegung sei sie unfähig. 

Dieses Bild genügt auch den Selbstan-
sprüchen der Partei nicht, welche das 
ganze Jahr über zusammen mit den 
Menschen und nicht für diese kämp-
fen will. Mit Blockupy hat die Partei 
auf Bundes- und Landesebene bereits 
Anerkennung unter den AktivistIn-
nen Deutschlands erfahren. Durch 
gute und zuverlässige Bündnisarbeit, 
konnte DIE LINKE auch Streiks vor Ort 
unterstützen und Anerkennung unter 
den Kolleginnen der Gewerkschaften 
gewinnen. Die Gründung des Arbeits-
kreises ist ein Versuch, die Partei in 
den sozialen Bewegungen und unter 
den Erwerbstätigen zu verankern und 
die künstlich geschaffene Kluft zwi-
schen Ökonomie und Politik zu über-
winden.

Was der Arbeitskreis will

Vor den Wahlen nehmen die Bürge-
rInnen Politik am stärksten wahr.  
GenossInnen der Linksjugend [‘solid] 
Ruhr und der LINKEN Essen, wollen 
diese Zeit nutzen, um an der Seite der 
Menschen, der ArbeiterInnen, Aus-
zubildenden, Erwerbslosen, Jugendli-
chen und RentnerInnen zu stehen.

Denn für die AktivistInnen bedeutet 
linke Politik mehr, als alle Jahre wie-
der im Wahlkampf aktiv zu werden. 
Ihr Anspruch ist es, 365 Tage im Jahr 
an der Seite der BürgerInnen der 
Stadt Essen zu kämpfen!

Der Arbeitskreis will sich mit den so-
zialen Kämpfen in der Stadt auseinan-
dersetzen, z. B. mit den kommenden 
Streiks im öffentlichen Dienst. Sie 
unterstützen den Kampf um Freiräu-
me für Jugendliche und andere sozi-
ale Gruppen. Der Arbeitskreis plant, 
zu den größten sozialen Protesten in 
Deutschland, Blockupy in Frankfurt 
am Main, zu mobilisieren. Darüber 

hinaus sollen Angebote an Veranstal-
tungen organisiert werden, um neue 
Debatten über politische Themen an-
zuregen.

Der AK „Soziale Kämpfe“ der LINKEN 
Essen kämpft für eine demokratische 
und sozialistische Gesellschaft. Dabei 
will er nicht nur die Probleme an der 
Oberfläche beseitigen. Die AktivistIn-
nen wollen die Gesellschaft grund-
legend verändern. Das Ziel ist eine 
Gesellschaft, in der jeder Mensch 
selbstbestimmt und emanzipiert le-
ben kann, ohne Ausbeutung und Un-
terdrückung.

Interesse? Mitmachen!

Der Arbeitskreis ist unter der E-
Mail Adresse s.neuhaus@dielin-
ke-essen.de und unter der Tele-
fonnummer 0201 - 81337730 zu 
erreichen. Veranstaltungen und 
die Treffen des AK werden auf der 
Website des Kreisverbandes DIE 
LINKE.Essen (www.dielinke-essen.
de) veröffentlicht.

Was mag da 
alles noch 
im Müll 
verborgen 
sein?
Foto: Dolge

Von Jörg Bütefür
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Samstag, 29. März, 11.00 
Uhr
DIE LINKE. Essen, Mitglieder-
versammlung zur Verabschie-
dung des Kommunalwahlpro-
gramms, der Ort wird noch 
bekannt gegeben

Donnerstag, 3. April, 19.30 
Uhr
Aktiventreffen vom Attac-
Netzwerk Essen, VHS Essen, 
Burgplatz 1, Innenstadt

Dienstag, 8. April, 10.00 Uhr
Erwerbslosenfrühstück des 
Essener Erwerbslosenple-
nums, Heinz-Renner-Haus, Se-
verinstraße 1, Innenstadt

Mittwoch, 9. April, 19.00 
Uhr
DIE LINKE. Essen, Mitglie-
derversammlung zum Thema 
Flüchtlingsunterbringung in 
Essen, mit Kathrin Richter, 
Vorstandsmitglied von Pro 
Asyl/Flüchtlingsrat Essen, 

Gaststätte „Sternquelle“, 
Schäferstr. 17, Südviertel

Montag, 14. April, 
18.30 Uhr
Aktiventreffen des 
A n t i r a s s i s m u s -
Telefons, im In-
terkulturellen So-
l idar itätszentrum, 
Friedrich-Ebert-Stra-

ße 30, Innenstadt

Mittwoch, 16. April, 
9.00 Uhr

Protestaktion anlässlich 
der RWE-Hauptversammlung, 
Messe Essen, Rüttenscheid

Donnerstag, 17. April, 18.30 
Uhr
Crypto-Party der LINKEN, The-
ma: Festplatten-Verschlüss-
lung und Krypto-Chat, Heinz-
Renner-Haus, Severinstr. 1, 
Innenstadt

Sonntag, 20. April, 9.30 Uhr
2. Tag des Ostermarsches 
Rhein-Ruhr unter dem Motto 
„NATO- und EU-Kriege stop-
pen, Atomkraft/waffen ab-
schaffen – Für einen zivile 
EU“, Auftakt zur Fahrradetap-
pe nach Bochum-Langendre-
er, mit Zwischenkundgebung 
am RWE-Tower

Dienstag, 22. April, 10.00 
Uhr
Erwerbslosenfrühstück des 
Essener Erwerbslosenple-
nums, Heinz-Renner-Haus, Se-
verinstraße 1, Innenstadt

Mittwoch, 30. April, 9.00 
Uhr
Protestaktion anlässlich der 
E.ON-Hauptversammlung, 
Messe Essen, Rüttenscheid

Von Frank Tiedemann

Für jeden sauberen Obdach-
losen ein paar Dosen Bier 
– damit sprachen Ende Janu-
ar 2014 die Sozial- und Ord-
nungsdezernenten Renzel 
und Kromberg (beide CDU) 
aus, was sie unter gesund-
heitspolitischer Verantwor-
tung, würdevoller Arbeit 
und arbeitsmarktpolitischer 
Nachhaltigkeit verstehen. 
Mehr als nur ein Wahlkampf-
manöver?

Angehörige der Obdachlosen-
szene der Innenstadt sollen von 
der Stadt Essen täglich mehrere 
Dosen Bier dafür erhalten, dass 
sie die Plätze, an denen sie sich 
aufhalten und häufig Müll hinter-
lassen, künftig selbst reinigen. 
Juristisch soll dieses Projekt als 
so genannte „Gemeinwohlar-
beit“ - öffentlich besser bekannt 
als „1-Euro Job“ - angeboten 
werden. In Amsterdam, so wird 
geschwärmt, habe dieses Pro-
jekt bereits „durchschlagen 
Erfolg“. Es wende sich dort an 
Menschen, „die ohne Alkohol 
nicht funktionieren würden“ und 
somit „nicht im Traum daran 
dächten, eine solche Tätigkeit 
anzunehmen.“ Nun aber hätten 
sie „endlich ein bisschen Tages-
struktur“ und seien „täglich ein 
paar Stunden weg vom Treff“. 
Ihre Quartiere seien „jetzt auch 
deutlich sauberer als vor 2 Jah-
ren” (NRZ, 30.01.2014). 

Gesundheitspolitisch halte ich 
diesen Vorschlag für skandalös 
und ignorant. Nach Angaben 
sozialer Hilfsorganisationen in 

Essen gebe es in der Innenstadt 
vier „Szenetreffs“; deren An-
gehörige seien etwa zur Hälfte 
Methadonkonsumenten, zur an-
deren Hälfte Alkoholiker. Es mag 
sein, dass mehrere Dosen Bier 
täglich bei Methadonkonsumen-
ten nicht gleich zur Entstehung 
einer zusätzlichen Alkoholsucht 
führen. Aber wie ernst werden 
diese eigentlich die Bekämpfung 
ihrer ersten Sucht noch neh-
men, wenn ihnen das JobCenter 
das nächste potenzielle „Sucht-
mittel“ sogar als Arbeitslohn 
anbietet?
Die komplette Verantwortungs-
losigkeit zeigt sich dann beim 
Projektangebot für die Alkoho-
liker. Gehört es nicht fast zur 
medizinischen Allgemeinbil-
dung, dass Voraussetzung jeder 
Alkoholtherapie die Entgiftung 
bildet, an die sich dann zum 
Teil langwierige Entwöhnungs-
therapien anschließen, wobei 
manche Suchttherapeuten so-
gar den künftigen Wechsel der 
gesamten sozialen Umgebung 
anraten? Nach Angaben der so-
zialen Hilfsdienste verfügt die 

Stadt Essen über ein ausgepräg-
tes Netzwerk von Entgiftungs-
einrichtungen, Wohn- und Bera-
tungsangeboten für Alkoholiker. 
Dieses sei in der Szene auch 
bestens bekannt und werde aus-
giebig genutzt. Wie ernst sollen 
die Klienten dieser Einrichtun-
gen deren Beratung und Ange-
bote eigentlich noch neh-
men, wenn das Jobcenter 
den Alkohol im wahrsten 
Sinne des Wortes als 
„Trinkgeld“ anbietet? 
Ist es neuerdings mög-
lich, Feuer durch Ben-
zin zu löschen?
Ob die Durchführung 
der vorgeschlagen 
Tätigkeiten als „Ge-
meinwohlarbeit“ einer 
Klage vor dem Sozi-
algericht standhal-
ten würde, ist zudem 
mehr als fragwürdig. 
Eine Bedingung ihrer 
Zulässigkeit ist näm-
lich, dass öffentliche 
Körperschaften - also 
auch die Stadt Essen 
- diese Arbeiten nicht 
vor Ablauf von zwei 
Jahren durchzuführen 
in der Lage wären (§ 
16 d Abs. 2 SGB II). 
Nach eigenen Angaben 
der Entsorgungsbetriebe 
Essen (EBE) werden die 
„Szenestandorte“ in der 
Innenstadt aber mindestens 
zweimal täglich begangen 
und gereinigt! 
Würde dieses Projekt aber 
doch durchgeführt, endete es 
aufgrund rechtlicher Befris-
tungen spätestens nach ca. 12 
Monaten, ohne dass der Teil-

nehmende schon aufgrund sei-
ner gesundheitlichen Situation 
und nicht erfolgter beruflicher 
Weiterqualifizierung eine Chan-
ce auf Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt hätte. Nur die Ide-
engeber könnten sich während 

des Kommunalwahlkampfes 
– trotz gesundheitspo-

litischer Dubiosität 
des Projektes 
– zum wohltä-
tigen Arbeits-
platzbeschaffer 
aufspielen und 
den Anfang 
vom Ende der 

Obdach-

losenprob-
leme in der 
Innenstadt 
v o r t ä u -
schen!
Die CDU-
Dezernenten 
zeigen durch 
ihre Äußerun-
gen, dass 
s i e 

k e i -
nen Weg 

wissen, die Obdachlo-
senprobleme zu besei-

tigen. Stattdessen wol-
len sie sie ausschließlich 

effizient verwalten. Die LIN-
KE hingegen will die Obdach-

losenszene – soweit irgend 
möglich – wieder ins Wohn- und 
Berufsleben eingliedern. 

Innenstadt

Eine bierernste Schnapsidee?

Frank Tiedemann vertritt 
DIE LINKE.Essen in der 
Bezirksvertretung 1

Von Alexander Pichowski

„Ein Ort, zu dem Sie einfach so kommen 
können“, stellt die Stadt auf ihrer Website 
den „treffpunkt Altendorf“ vor. Ein Ort, um 
„zu reden, Kaffee zu trinken und andere 
Menschen zu treffen”. So weit, so gut. „Ein-
fach so kommen“ kann man zwar, zumin-
dest, wenn man als Freizeitgestaltung ein 
besonderes Faible dafür hat, vor verschlos-
senen Türen zu stehen. Der Grund so ein-
fach wie allgegenwärtig: die Projektmittel 
„Soziale Stadt“, die auch die Finanzierung 
des „treffpunkt Altendorf“ in der Koperni-
kusstraße 8 sicher stellten, sind ausgelau-
fen. 

Seitdem versucht ein Förderverein, sich 
um den Treffpunkt zu kümmern - mangels 
Geld mit stark begrenzten Kapazitäten. 
Mittagstisch, Seniorencafé, all das kann 
meist nicht mehr stattfinden. Nicht nur bei 
schlechtem Wetter bleiben so die Altendor-
ferinnen und Altendorfer im Regen stehen. 
Dabei ist der Mangel ganz einfach und klar 
zu benennen. Was fehlt, ist Personal für die 
Koordinierungsstelle, die sich um simple 
Aufgaben wie das Aufschließen und die 
Pflege der Räumlichkeiten kümmert. Ohne 
sie ist die Existenz dieses wichtigen lokalen 
Ankers gefährdet.

Oberbürgermeister Paß versprach noch 
im November 2013, den Stadtteiltreff 
zu retten und Mittel für Personal bereit 
zu stellen. Damals stand der Treffpunkt 
noch auf der Kippe, drohte zu schließen, 
bis sich aus der Not der Förderverein 
gründete. Offenbar reicht Paß dieser 
auch aus, denn seither ist nichts ge-
schehen. Ist der Oberbürgermeister also 
schlicht handlungsunfähig (Haushalts-
sperre) oder handlungsunwillig (Sozial-
demokrat)?

Welchen Stellenwert der Treffpunkt für 
die Stadt hat, offenbart sich ebenfalls 
auf der Website. Dort heißt es noch heu-
te: „Die Stadt Essen trägt die Betriebs- 
und Personalkosten, Unterstützung 
erhält sie dabei durch das Bund-Länder-
programm Soziale Stadt.“ Und weiter: 
„Stadtentwicklung kann nicht allein am 
Schreibtisch im Rathaus betrieben wer-
den”, wohl auch, wenn es gerade zwin-
gend erforderlich ist. So kann man auch 
jede Verantwortung für die Bürgerinnen 
und Bürger von sich weisen.

Alexander Pichowski ist Mitarbeiter der 
Ratsfraktion DIE LINKE. Essen

Altendorf

Treffen wir uns nicht 
im treffpunkt...

Seit nun genau zwei Jahren 
besteht die Linksjugend [‘so-
lid] Basisgruppe in Essen. Für 
die AktivistInnen ist dies ein 
Grund zum Feiern, kritischen 
Innehalten und Resümieren: 
Was hat die Basisgruppe in 
zwei Jahren alles erreicht und 
bewegt? 

Die Linksjugend [‘solid] ist ein 
der Partei DIE LINKE naheste-
hender antikapitalistischer, an-
tifaschistischer, feministischer 
und sozialistischer Jugendver-
band. Die Basisgruppe Ruhr, 
wie die Gruppe seit ihrer en-
gen Zusammenarbeit mit den 
Mülheimer GenossInnen 2013 
heißt, trifft sich alle zwei Wo-
chen dienstags im Heinz-Ren-

ner-Haus, um über aktuelle po-
litische Themen zu diskutieren, 
Veranstaltungen und Aktionen 
zu planen. Egal ob zu Umwelt-
fragen, Sozialabbau oder für 
selbstverwaltete Freiräume, die 
Linksjugend bringt sich ein. Zum 
Beispiel luden die AktivistInnen 
2013 zu einer Podiumsdiskussi-
on mit Christine Buchholz (MdB 
DIE LINKE) zum Thema antimus-
limischer Rassismus ein, welche 
mit über 100 BesucherInnen - 
nach dem Wahlkampfhöhepunkt 
- die bestbesuchte Veranstal-
tung des Jahres war. Aber auch 
mit Flashmobs, bei dem Aktive 
z.B. mit „Atomfässern“ durch 
die Stadt gingen, sorgten für 
Aufmerksamkeit.
Aktuell kämpft die Gruppe u.a. 

Ein Grund zum Feiern
Die Linksjugend [‘solid] Ruhr feiert zweijähriges Bestehen

um die Aufnahme in den Ring 
Politischer Jugend Essen, aus 
dem sie durch die Junge Union 
gezielt herausgehalten wird. 
Aber auch die sozialen Kämp-
fe im öffentlichen Dienst, die 
Bärendelle und die Blockupy-
Protestwoche im Mai stehen auf 
der Agenda der Jugendlichen, 
die sich für eine sozialistische 
Welt einsetzen. Zudem ist seit 
November des vergangenen Jah-
res Essen nicht nur Heimat der 
Basisgruppe, sondern auch der 
Sitz der Landesgeschäftsstelle 
der Linksjugend [‘solid] NRW.

Die nächsten Termine: 18.03., 
01.04. und 15.04., jeweils 18.00 
Uhr, Heinz-Renner-Haus, Sever-
instraße 1, Innenstadt.

Ausgehtipps:

Regelmäßiges:
Jeweils dienstags, 18. 
März, 1. April, 15. April, 29. 
April, jeweils 18.00 Uhr
Linksjugend [´solid] Ruhr 
trifft sich, Heinz-Renner-
Haus, Severinstraße 1, In-
nenstadt

Jeweils dienstags, 18. 
März, 1. April, 15. April, 29. 
April, jeweils 19.00 Uhr
Stadtteilgruppe Steele/
Kray/Ruhrhalbinsel, Kultur-
forum Steele, Dreiringstraße 
5, Steele

Jeweils dienstags, 25. 
März, 8. April, 22. April, je-
weils 19.00 Uhr
Lesekreis „Das Kapital ver-
stehen“ der Linksjugend 
[´solid) Ruhr, Heinz-Renner-
Haus, Severinstraße 1, In-
nenstadt

jeweils mittwochs, 19. 
März, 3. April, 16. April, je-
weils 17.30 Uhr
offenes Wahlkampftreffen 
der LINKEN, Heinz-Renner-
Haus, Severinstraße 1, In-
nenstadt

Foto: Monika Hanisch



Wikipedia muss es wissen

Ist Udo Bayer nicht nur ein halbes, 
sondern doch ein ganzes politisches 
Nichts?

Der Nein-Sager

Thomas Kufen hat es nicht leicht. 
Der CDU-Fraktionsvorsitzende und Land-
tagsabgeordnete muss im Landtag immer 
wieder NEIN sagen: Vorratsdatenspeiche-
rung stoppen? – NEIN! Landesförderung 
der Atomkraft einstellen? NEIN! – Besol-
dung der Landesbeamten anpassen? 
NEIN! – Vielleicht kann er sich nach der 
Wahl im OB-Sessel ein wenig davon ausru-
hen, bevor er der Essener Bevölkerung 
beim nächsten Haushalt immer wieder 
NEIN sagen muss …

Haben Sie was verloren?

Die Kehrseite
ABEND

Frank
Frei&

„Bayer will mehr sparen als geplant“, „Udo 
Bayer ist beim Sparthema ehrgeiziger als 
die meisten anderen Ratsmitglieder“. Das 
sind Überschriften, die dem selbsternann-
ten „Sparfuchs“, dem Fraktionsvorsitzen-
den des Essener Blödel Bündnisses, gefal-
len. Kaum eine Gelegenheit wird seitens 
Truppen-Chef Udo Bayer ausgelassen, den 
Beschäftigten der Stadt weitere „Sparan-
strengungen“ abzuverlangen. Er möchte 
„Töchter wirklich privatisieren“, und „aus 
seiner Dezernenten-Erfahrung weiß er, 
wieviel Geld in der Verwaltung immer noch 
verschwendet wird“. Ansonsten habe die 
Stadt „immer noch eine viel zu üppige In-
frastruktur“, „ob Schulen, Schwimmbäder 
oder Sportplätze“. 

Ein halbes politisches Nichts
Erfolge politischer Mitbewerber werden 
gerne klein geredet. So anlässlich der 
„nur“ 16.000 Unterschriften für das Bür-
gerbegehren gegen den Messe-Neubau. 
Das sei „nichts, gar nichts“ tönte der EBB-
Chef letzten November im Rat. Dumm 
nur, dass seine Truppe zur Kommunalwahl 
2009 gerade einmal halb so viele Wähler-
stimmen erhalten hatte. Seitdem hat sich 
eine neue politische Maßeinheit eingebür-
gert: ein EBBayer gleich ein Halbes politi-
sches Nichts.
Stil ist das Ende vom Besen
Unvergessen auch die anno 2011 medien-
wirksame Übergabe eines Schecks über 
14.500 Euro nicht verbrauchter Fraktions-
mittel an Kämmerer Klieve. Belohnt wur-
den diese eigenen Sparanstrengungen mit 
einem ganzseitigen Bericht des hiesigen 
WAZ-Lokalchefs – eine Anzeige wäre wohl 
teurer gewesen. Andere Fraktionen geben 
teils deutlich höhere Beträge Jahr für Jahr 
an die Stadt zurück und verzichten auf eine 
derart peinliche Selbstdarstellung. Aber 
Stil ist für manch einen halt bloß das ande-
re Ende vom Besen.

Fischen am rechten Rand
Angesichts ausbleibender eigener politi-
scher Erfolge gefällt sich Truppen-Chef 
Bayer seit geraumer Zeit darin, sich im Rat 
an den LINKEN abzuarbeiten. Die LINKEN 
seien sicher mal wieder „bekifft“ gewesen, 
als sie Beschlüsse gefasst hätten. Außer-
dem verträten die LINKEN eine „Voodoo-
Ökonomie“, was weder Sinn noch Verstand 
hat, weil der Begriff auf die Austeritätspo-
litik des früheren US-Präsidenten Reagan 
gemünzt worden war. Dass angesichts der 
bevorstehenden Kommunalwahl und da-
mit dem Rückfall in die eigene politische 
Bedeutungslosigkeit auch gerne mal am 
rechten oder ganz rechten Rand gefischt 
wird, zeigt, wie groß die Not ist. Mit popu-
listischen Parolen, wie dass Investitionen 
in Flüchtlingsunterkünfte „der Stadt nichts 
bringen – eher im Gegenteil“, geht Bayers 
Truppe im Essener Norden auf Stimmen-
fang.

Hingeschaut

GEWINNER des Monats

sind die Macherinnen und Macher des Messe-Entscheides, 
die der direkten Demokratie zum Durchbruch verhalfen.

VERLIERER des Monats

ist der Energieriese RWE für die verschlafene Energiewende, 
die auch das Stadtsäckel erheblich belastet.

Eine Sauerei der LINKEN
So kommt es den selbsternannten „Spar-
füchsen“ gerade schlecht zupass, dass 
ausgerechnet eine Anfrage der LINKEN im 
Rat jüngst öffentlich machte, dass es um 
die eigenen Sparanstrengungen des Es-
sener Blödel Bündnisses derzeit schlecht 
bestellt ist. Heraus kam nämlich, dass sie 
als kleinste Fraktion, wenn‘s um das Ab-
kassieren von Sitzungsgeldern geht, Re-
kordverdächtiges zustande bringen: Über 
56.000 Euro pro Jahr kassieren die 3 Rats-
mitglieder und 29 (!) Sachkundigen Bürger 
der selbsternannten „Sparfüchse“ – allein 
für die Teilnahme an fraktions-internen 
Sitzungen. Damit liegen sie noch deutlich 
vor der SPD als größter Fraktion und nur 
knapp hinter der CDU (siehe Tabelle). In ei-
ner Stadt am Rhein mit ähnlich ausgepräg-
tem Klüngel ermittelt derzeit die Staatsan-
waltschaft gegen eine andere kleine und 
unbedeutende Fraktion, die auf diesem 

Wege wohl ihre Wahlkampfkasse aufbes-
sern wollte. Eine „Sauerei der LINKEN“ 
sei das, tönte daraufhin EBB-Chef Bayer. 
Er wolle sämtliche Zahlen aller Fraktionen 
inklusive Grundvergütungen und für alle 
Jahre rückwirkend bis 2009. Und forderte 
„größtmögliche Transparenz“.

Wasser predigen – Wein saufen 
Derartige Forderungen nach mehr Trans-
parenz findet DIE LINKE naturgemäß klas-
se. Allein, es gibt noch weitaus mehr, was 
dem selbsternannten „Sparfuchs“ so nicht 
schmecken dürfte. Während Truppen-Chef 
Bayer den städtischen Beschäftigten re-
gelmäßig „Opfer“ abverlangt, scheint er 
dies persönlich nämlich anders zu halten. 
So bezieht der EBB-Vorsitzende nicht nur 
gleich zwei Ruhestandsgehälter – als ehe-
maliger Schuldirektor und als ehemaliger 
Schuldezernent, beides damals übrigens 
von SPD-Gnaden. Nein, für ein wirklich 
auskömmliches Leben braucht der 67jäh-
rige Privatier dann noch den gut bezahlten 
(A16) Job als Geschäftsführer seiner eige-
nen Fraktion. Man fragt sich, wer wohl den 
Anstellungsvertrag unterschrieben hat, 
womöglich er selber in seiner Funktion als 
Fraktionsvorsitzender?

„Sparfuchs“ als Spitzenverdiener
So kommt unterm Strich (neben der drei-
fache Grundvergütung für den Fraktions-
vorsitz sowie diversen Aufsichtsratstan-
tiemen) ein erkleckliches fünfstelliges 
Sümmchen zusammen – monatlich ver-
steht sich.
Vielleicht ist es ja gerade dieses ausge-
wiesene Talent als „Sparfuchs“, welches 
Udo Bayer auch für seine Beratertätigkeit 
im DIAVERO-Diagnosezentrum seines 
Fraktionskollegen Dr. Karlgeorg Krüger 
qualifiziert? Die Höhe des Honorars ist un-
bekannt.

Jörg Bütefür

Gedicht des Monats – passend zum Wahlk(r)ampf

Doktrin
Von Heinrich Heine

Schlage die Trommel und fürchte dich nicht,

Und küsse die Marketenderin!

Das ist die ganze Wissenschaft,

Das ist der Bücher tiefster Sinn.

Trommle die Leute aus dem Schlaf,

Trommle Reveille mit Jugendkraft,

Marschiere trommelnd immer voran,

Das ist die ganze Wissenschaft.

Das ist die Hegelsche Philosophie,

Das ist der Bücher tiefster Sinn!

Ich hab sie begriffen, weil ich gescheit,

Und weil ich ein guter Tambour bin.
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Lösung:

Aus den neun Buchstaben lassen sich viele Worte bilden. Gesucht werden 
Worte ab 4 Buchstaben, der Buchstabe in der Mitte muss immer enthalten 
sein. Möglich sind Worte der deutschen Sprache in ihrer Grundform, Vorna-
men jedweder Herkunft, Nachnamen von Personen des öffentlichen Lebens 
in Vergangenheit und Gegenwart sowie im Alltag gebräuchliche Abkürzungen. 
  

Neues vom Essener Blödel Bündnis  

Finde das neunbuchstabige Wort!

Wer hat die kleine FDP gesehen? 
Am Haus Alfredistraße 31 gibt es einen 
ganz heißen Tipp…

Wieder unterwegs
Dienstwagen können lästig werden. 

Das durfte der ganze Rat erfahren, als es 
um das DEKRA-Gutachten zum städti-
schen Fuhrpark ging. Bei dieser Gelegen-
heit wurde gleich mal klar, wer da so auf 
wessen Kosten unterwegs ist. Wer Ohren 
hat zu hören, erfuhr auch gleich, dass FDP-
Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Schöne-
weiß den Dienstwagen von Alt-OB Reiniger 
„auffahren“ darf. Die Anfrage nach den 
Konditionen läuft …

Der Kirchtumspolitiker
Statt zuzusehen, wie DIE LINKE die 

Verlierer des Mitgliederentscheides über 
die Große Koalition von seiner Partei ab-
wirbt, forderte SPD-Chef Dieter Hilser die 
LINKEN  auf, doch erstmal zu klären, wohin 
sie gehörten. So kommentierte er gegen-
über der örtlichen Presse, dass der neue 
LINKE MdB Niema Movassat als „Oberhau-
sener Abgeordneter“ in den Deutschen 
Bundestag einzog, in dem er jetzt als „Es-
sener Abgeordneter“ drin sitzt. Wir geben 
gerne Nachhilfe, wie das geht: nur eine 
kleine Verlegung des Hauptwohnsitzes, im 
Ruhrgebiet wahrlich ein „Katzensprung“ 
von einem Kirchturm zum nächsten. Und 
sein Wahlkreisbüro in Oberhausen hat er 
behalten, obwohl er bei uns auch noch 
eins eröffnete. Klar, das muss nicht gleich 
jeder Spitzen-Sozi mitbekommen. Und da 
die SPD laut ihrer Internetseite ganze drei 
Pressemitteilungen im Jahr 2013 heraus-
brachte, verstehen wir auch, wieso Hilser 
unsere Veröffentlichungen so genau stu-
diert: Damit er wieder weiß, wohin er ge-
hört.

Sitzungsgelder der Fraktionen für Interne Beratungen

Ratsmitglieder Sachkundige 

Bürger

Gesamt

SPD 41.654,50 € 8.127,50 € 
 49.782 € 

CDU 42.204,50 € 14.712,50 € 
 56.917 € 

Grüne 13.055,00 € 15.404,00 € 
 28.459 € 

LINKE 6.405,00 € 18.496,00 € 
 24.901 € 

FDP 7.717,50 € 19.332,00 € 
 27.050 € 

EBB 3.570,00 € 52.704,00 € 
 56.274 € 
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Wir verlosen als 1. und 2. Preis jeweils ein Buch vom „Eichhörnchen“ Cécile 
Lecomte. Der 1. Preis wird unter denen verlost, die das neunbuchstabige 
Wort herausfinden, der 2. Preis unter denen, die über 250 Punkte erzielen. 
(Wort mit 4 Buchstaben = 4 Punkte, Wort mit 5 Buchstaben = 5 Punkte 
usw.) Alle haben also zwei Chancen!

Lösungen bitte per Post oder E-Mail an: Essener Morgen, DIE LINKE. 
Essen, Heinz-Renner-Haus, Severinstr. 1, 45127 Essen, essener-mor-
gen@dielinke-essen.de. Einsendeschluss ist der 15. April 2014. Ein-
sendungen von Angehörigen der Redaktion sowie mündliche Über-
lieferungen können leider nicht entgegen genommen werden. Der 
Rechtsweg ist ausgeschlossen. Viel Spaß beim Raten! 


